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Es ist die Antipathie der Völker gegen das jüdische Menschenbild, in der 
die Hochachtung den Widerwillen vermehrt, eigentlich nur mit einer anderen 
zu vergleichen: mit derjenigen gegen die Deutschen, deren Schicksalsrolle 
und innere wie äußere Stellung unter den Völkern die allerverwunderlichste 
Verwandtschaft mit der jüdischen aufweist.

Allein ich gestehe, daß mich zuweilen eine den Atem stockende Angst über­

kommt, es möchte eines Tages der gebundene Welthaß gegen das andere 
Salz der Erde, gegen das Deutschtum in einem historischen Aufstande frei 
werden.

So sollten es die Deutschen halten; darin bin ich ihr Bild und Vorbild:

Weltempfänglich und weltumschaffend, die Herzen weit offen für den 
großen Geist der Welt, groß durch Verstand und Liebe, durch Mittlertum 
und Geist, denn Mittlertum ist Geist: so sollten sie sein.

Unseliges Volk, es wird nicht gut ausgehen mit ihm, denn es will sich selber 
nicht verstehen und jedes Mißverstehen seiner selbst erregt nicht nur die 
Schmähung allein, erregt den Haß der Welt und bringt es in äußere Gefahr. 
Was gilt es, das Schicksal wird sie schlagen, weil sie sich selbst verrieten 
und nicht sein wollten, was sie sind. Es wird sie über die- Erde zerstreuen 
wie die Judep und das nimmt mich nicht wunder, denn ihre Besten lebten 
immer bei sich im Exil.

Im Exil ejrst und in der Zerstreuung werden sie . aufwachen aus ihrem 
Geistesschllaf und werden dann erst lernen das Gute, was in ihnen liegt, 
zum Heil^ der Menschheit zu entwickeln. -— Dann werden sie das Salz 
der Erde.

Ich weiß: die Erde wird nicht glauben, daß das geistige Weltbild, das ich 
geschaffen, das deutsche Weltbild ist, das sie der Welt verkünden sollten. 

Ich weiß: mein eigenes Volk wird über mich herfallen und meine Farben­

lehre, welche ich der materialistischen Auffassung eines Newton entgegen­

stelle, es wird meine Idee der Urpflanze für Dilettantismus halten. Sie 
können es nicht begreifen, weil sie ihren geistigen Auftrag vergessen 
haben.

Unseliges Volk, noch im Fallen lästerst du, was du verehren solltest! Nicht 
um meine Person geht es mir: Mögen sie mich verdammen, das kann meine 
Sendung nicht berühren!

Mögen sie aber wissen:

Ich gehe hinüber. Der Geist des deutschen Volkes, dem ich dort nahe bin 
und den ich in meinem Werk geoffenbart habe, er kann auf mich rechnen. 
Mögt ihr ihn verleugnen: Ich trete dennoch für euch ein!

Goethe
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I

Elternrecht und Lebensordnung *

D as Recht der Eltern, die Erziehung ihrer K inder zu bestim men, ist —  
darüber besteht kein Zw eifel — ein G rundbestandteil der w estlichen 
K ulturauffassung. Ein Infragestellen dieses G rundrechtes stellt zu­
gleich unsere gesam te Lebensordnung in Frage. W ird das Elternrecht 
angetastet, so bleibt streng genom m en, nur die M öglichkeit, den Staat 
m it der Erziehung der K inder zu beauftragen. Elterliches oder staat- 

- liches Erziehungsrecht lautet daher die A lternative.

Räum t m an dem Staat das Recht ein, die K inder zu erziehen, so ver­
ändert m an spätestens von der ersten herangewachsenen G eneration 
an die gesam te gesellschaftliche Struktur einer D em okratie von ihren 
B ildungsquellen her. W elche M achtm ittel der totale Staat durch die 
zentralverw altete Staatsschulerziehung für seine Ziele einzusetzen ver­
m ag, ist aus der jüngsten deutschen G eschichte zur G enüge bekannt. 
W eniger offenkundig, darum aber für die freiheitliche G rundlage eines 
G emeinwesens von nicht geringerer G efahr, ist die nivellierende W ir­
kung einer am tlichen Erziehungspraxis, w enn sie vom »dem okrati­

schen« Staat äusgeübt w ird.

D ie A nerkennung des Rechtes der Eltern auf die Erziehung ihrer K in­
der in der W irklichkeit des sozialen Lebens w ird dam it zum Prüfstein 
für eine freie dem okratische O rdnung.

II

D er naturrechtliche Charakter des Elternrechts

W enn von einem N aturrecht gesprochen w erden kann, so ist es das 
Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer K inder. W ie jedes w ahre Recht 
ist das verfassungsm äßige »Elternrecht« nichts anderes als die K odifi- 
zierung eines tief in der N atur und der sozialen W irklichkeit des M en­
schen w urzelndes Lebensprinzip. D er naturrechtliche Charakte.r des 
Elternrechtes geht w ie bei keinem  anderen G rundrecht unm ittelbar aus
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der Sache selbst hervor, denn im Eltern-K ind-Verhältnis w irkt eine 

überpositive, vorverfassungsm äßige N atur- und Lebensgesetzlichkeit; 
die keiner rechtlichen Regelung bedarf, um  zu sein. D ie leiblichen K in­
der zu pflegen und zu erziehen ist ein in der N aturanlage aller M en­
schen begründetes elementares Bedürfnis, und es ist schon ein Zeichen 
für das A uftreten sekundärer, gegen das Elternrecht gerichteter Er­
ziehungsmächte im  Laufe der G eschichte, w enn das Erziehungsrecht der 
Eltern ausdrücklich in einer Rechtsgarantie positiviert w erden m ußte:

»Pflege und Erziehung der K inder sind das natürliche1 Recht ^ 
der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht.

(A rt. 6 A bs. 2 G G )

N aturrecht gipfelt im  Freiheitsrecht

D ie V äter des G rundgesetzes der Bundesrepublik D eutschland haben 
■ in entschiedener A bkehr von der Praxis des totalitären Staates die 

Freiheitsgarantie der Persönlichkeit in einer Reihe von G rundrechten 
an den A nfang der V erfassung gestellt. D as »Elternrecht« nim m t inner­
halb der übrigen G rundrechte insofern eine bevorzugte Stellung ein, 
als die A rt der Erziehung der K inder von grundlegender Bedeutung ist 
für die K ultur- und G esellschaftsentw icklung des gesam ten G em ein- . 
w esens. Indem unsere V erfassung den Eltern das Prim at in der Er­
ziehungsbestimm ung der K inder einräumt, bekennt sie sich 1 nicht nur 
zur naturrechtlichen Lebensordnung, sondern zugleich auch zur abend­
ländischen K ulturauffassung, deren Inbegriff die G eistesfreiheit ist. 
D er rechtliche Rahmen einer O rdnung, die der Freiheit verpflichtet ist, 
gipfelt in dem allgem einen Satz: ,

»Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlich­

keit, sow eit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen 
die verfassungsm äßige O rdnung oder das Sittengesetz ver­
stößt.«

Säm tliche G rundrechte, die »G ew issensfreiheit«, die »M einungsfrei­
heit«, die »Freiheit von K unst, W issenschaft, Forschung und Lehre«, be­
ziehen sich auf die freie Lebensäußerung des einzelnen M enschen.
Es w äre ein W idersinn, w enn m an auf der einen Seite die ganze soziale 
O rdnung auf der G rundlage der Freiheitsrechte der Persönlichkeit auf­
baute und nicht auf der anderen Seite Sorge tragen w ürde, daß schon

(Art. 2 A bs. 1 G G )

* A lle gesperrten H ervorhebungen  in den Zitaten vom  V erfasser.
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die Erziehung'der K inder auf den späteren G ebrauch der dem okrati­

schen  Freiheitsrechte  hinorientiert w äre. D as Recht auf die f r  e  i e E  n  t- 
faltung der Persönlichkeit hat die Erziehung zum  freien M enschen  
zur V oraussetzung. Freiheit der M einungsäußerung bedingt Freiheit 
der M einungsbildung. D as Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer 
K inder begründet erst die freie Entfaltungsm öglichkeit des Erwachse­

nen. D ie G ew issensbildung und individuelle Ü berzeugung religiöser 
oder w eltanschaulicher A rt erhalten ihr Fundament durch die erziehe­

rische Entscheidung und den selbstverständlichen Einfluß der Eltern  
auf das K ind.

Freiheit der Erziehung — und diese allein entspricht der abendländi­

schen  kulturellen  und  gesellschaftlichen  Entw icklung  —  heißt Erziehung  
nach dem  W illen und der w eltanschaulichen Ü berzeugung der Eltern.ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D a s  E lte rn r e ch t  s ic h e r t  d ie  S te t ig k e it  d e r  k u ltu r e l le n  u n d  

g e s e l ls c h a f t l ic h e n  E n tw ic k lu n g

Im elterlichen Erziehungsrecht w irken som it zw ei bedeutungsvolle 
pädagogische Bildungstendenzen zusam m en, die für die geistige und  
soziale'Entw icklung sow ohl des einzelnen als auch der V ölker ent­

scheidend sind:

D as naturrechtliche Eltern-K ind-V erhältnis als ein  traditionsgebunde­

nes, bewahrendes Erziehungselem ent und der persönlich-individuelle 
Elternw ille als ein  fortschrittlich-zukünftiges Erziehungselem ent. N icht 
der Staat sorgt für die Erhaltung von guten Sitten und für die Bew ah­

rung des K ulturerbes: ini G egenteil. D ie G eschichte zeigt uns, daß die 
vom  Staat ausgehenden Erziehungstendenzen so gut w ie im m er dem  
beharrenden  Lebenswillen  des V olkes und den  Bildungsanschauungen 
des einzelnen  oder w eltanschaulicher G ruppen entgegenwirkten.  W enn  
die traditionellen Bildungsinhalte eines V olkes im  V erlaufe der G e­

schichte w illkürlich  verändert w urden, dann  geschah es um  zeitbeding­

ter M achtansprüche w illen  durch den  Staat oder durch  m ächtige gesell­

schaftliche G ruppen, die sich des staatlichen  .A pparates zu bedienen  
verm ochten.

W as in  einem  G em einw esen an  Ü berlieferung, an  G ew ohnheiten  und  
G ebräudren lebt, w as als gem einsam es K ulturbew ußtsein in den Sit­

ten und K ulturanschauungen  einer Zeit zum  A usdruck  kom m t, w urzelt
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in der auf Bew ahrung und Tradition beruhenden elterlichen Erziehung. 

D ie Erlebnisse und Erfahrungen die der M ensch als K ind in seine G e­
w ohnheiten aufnimm t, begleiten ihn als festgefügter Besitz durch sein 
w eiteres Leben. D ies ist die konservative W irkung des Elternredites, 
auf die ein V olk um  seiner inneren Stabilität w illen niem als verzichten 
kann. ,

E in freiheitlich individueller Zug kom m t dadurch in die Erziehung, daß 

die V erfassung den Eltern das Recht gew ährleistet, ihre persönliche 
W elt- und Lebensanschauung und ihre V orstellungen von sozialer G el­

tung und w irtschaftlichem  Erfolg auf ihre K inder zu übertragen, D amit 
ist den Eltern das Recht eingeräum t, ihre K inder in die Lebensauffas­

sung hineinw achsen zu lassen, die sie selbst vertreten, D as Elternrecht 
bürgt dafür, daß.auch jene A nschauungen in die Erziehung einfließen 
können, die sich dem Erw achsenen aus eigener Lebenserfahrung und 
frei gew onnener Ü berzeugung ergeben haben. »In der Rechtspre­
chung besteht Einm ütigkeit darüber, daß das natürliche Elternrecht das 

- Recht einschließt, das künftige Lebensschicksal des K indes und dam it 
die A usw ahl der Schule zu bestim m en.«2ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D a s  B ild u n g sr e c h t  d e s  K in d e s

D a das K ind sein Recht auf Pflege und Erziehung nicht selbst geltend 
m achen kann, hat der V erfassungsgeber die Pflege- und Erziehungs­
bedürftigkeit des K indes zu einem Bildungsrecht erhoben, indem  
er den Eltern ihr Erziehungsrecht zugleich zur Pflicht m acht. Eine 
solche verfassungsrechtliche Erziehungsgarantie hat der Staat notw en­
dig zu übernehmen, denn es liegt in seinem ursprünglichen A uftrag, 
die Rechte seiner Bürger, hier das Erziehungs- und Bildungsrecht des 
K indes, zu gew ährleisten — w enn nötig auch gegen uneinsichtige El­
tern.3 A ls rechtlich zu sichernder M indestanspruch des K indes hat jenes 
M aß an Bildung und Erziehung zu gelten, w ie es dem Stand der all­
gem einen K ulturauffassung einer Zeit und eines G em einw esens ent- • 

spricht. In einer solchen Regelung kom m t nicht nur eine dem okratische

2 D r. Erw in Stein: »D ie rechtsphüosophischen und positiv-rechtlichen G rundlagen des Eltern- 
rcdits.« V erlag Q uelle und M eyer, H eidelberg. [

3 D iese A uffassung vertritt bereits W ilhelm von H um boldt in seiner Schrift: »Ideen zu einem  
V ersuch, die G renzen der W irksam keit des Staates zu bestimm en.«
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G rundforderung auf gleiche Lebenschancen zum  A usdrude, sondern sie 

bietet zugleich die G ew ähr für die Erhaltung einer gew issen allgem ein 

nen kulturellen Tradition.

D ie elterliche Erziehungspflicht erstredet sich streng genomm en bis zur 

M ündigkeit, das heißt, bis zum  A bschluß der körperlichen Entw icklung 
und der grundlegenden geistigen Bildungsperiode im Leben des M en­
schen, D er elterliche Erziehungsw ille darf jedoch nicht der späteren be­
ruflichen Entscheidung des K indes vorgreifen, Im Jugendschutzgesetz  
w äre noch eine w ichtige Lücke zu schließen, w odurch verhindert w ür­
de, daß eine spezielle Berufsausbildung vor Eintritt der eigenen Ent­

scheidungsfähigkeit des jungen M enschen von seiten der Eltern ver­
fügt w ird, D as Jugendschutzgesetz hätte die allgemeinbildende Schul­
zeit — selbstverständlich bei V erbot jeglicher Erw erbstätigkeit — nach 
und nach bis zum 16. und schließlich bis zum 18. Lebensjahr heraufzu- • 
setzen.

III

Eltern, Staat und gesellschaftliche G ruppen  

als Erziehungsm ächte

Bejahung oder V erneinung des Rechtes der Eltern auf die Erziehung 
ihrer K inder ist ein entscheidendes ordnungspolitisches K riterium  für 
eine freie oder totalitäre G esellschaftsordnung. W enn die Freiheits­
rechte, das Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit, die G lau­
bens- und G ewissensfreiheit und die dem okratischste der Freiheiten, 
das Recht auf freie M einungsäußerung, zum selbstverständlichen Be­
stand einer D emokratie gehören, so m uß die Erziehungsfreiheit in be­
sonderem M aße gesichert sein, denn-durch sie w ird der G ebrauch der 
Freiheit erst m öglich gem acht.
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D as W esen ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAd e r  s ta a t l ic h e n  E rz ie h u n g  i s t  E in fö rm ig k e it  d e r  B ild u n g

D er M achtstaat kann es sich erlauben, einem  streng nach einheitlichen 
N orm en kollektiv erzogenen Erw achsenen form al ein gew isses M aß 
von »Freiheiten« zuzugestehen. D ie »Freiheit der M einungsäußerung« 
zum Beispiel w ird einem totalitären System um -so w eniger gefährlich, 
je uniform er die M einung herangebildet w urde. D er totalitäre Staat ist 
daher stets darauf bedacht, die K inder so früh w ie m öglich unter seinen 
erzieherischen Einfluß zu bekom m en. D er »Idealtypus« eines totalitä­
ren staatlichen Erziehungsw esens ist die Internatserziehung in staat­
lichen A nstalten durch beam tete Erzieher und nach einheitliidien Lehr­
plänen. D ie Trennung der K inder von den Eltern erfolgt zum frühesten 
biologisch m öglichen Zeitpunkt. D ie K ollektiverziehung ist!um so er­
folgreicher, je früher der individualisierende Einfluß der Eltern durch 
die Erziehungsnorm im staatlichen K inderheim und K indergarten er­

setzt w ird.

D a s E lte r n r e c h t b e d in g t M a n n ig fa lt ig k e it d e r  p ä d a g o g is c h e n  S y s tem e

D as pädagogische Elternrecht steht zum  staatlichen  Erziehungsanspruch 
in einem äußersten ordnungspolitischen G egensatz. In einer freiheit­
lichen D em okratie bedeutet es die ausschließliche Erziehung der K in­
der durch die Eltern selbst oder einen von ihnen bestellten H auslehrer 
bzw . durch die Schule ihrer W ahl. D ie V oraussetzung für ein G eltend­
m achen einer eigenen pädagogischen Ü berzeugung durch freie W ahl 
des .entsprechenden pädagogischen System s ist das V orhandensein 
einer V ielfalt von Schulen m it besonderer pädagogischer Prägung. D as 
pädagogische Elternrecht bleibt eine leere Proklam ation, w enn es nicht 
durch eine größtmögliche D ifferenzierung der Lehrpläne jund Lehr­
m ethoden der verschiedenen Schulen ergänzt w ird. O hne Lehrfreiheit 
gibt es auch keine Erziehungsfreiheit — und um  die Bejahung oder V er­
neinung dieser Frage handelt es sich beim Recht der Eltern auf die Er­
ziehung ihrer K inder.

I

D agegen ist die O rdnungsgestalt des staatlichen Erziehungsw esens —  
ob in tyrannischer W eise vom totalitären Staat erzw ungen oder als 
A usdruck einer M ehrheitsauffassung im dem okratischen Staat legali­
siert — stets die N orm, die Einheitlichkeit im Erziehungsziel, in den 
Lehrplänen und schließlich auch in der Lehrmethode, da ein bestim m tes
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Lehrziel nicht m it jeder beliebigen  M ethode erreichbar ist. A uf Einheit­

lichkeit der Lehrziele und Einheitlichkeit der W issensanforderungen  
m uß jedes Staatsschulsystem schon aus G ründen der V erwaltungs­

praxis, der gerechten V ersetzungsm aßstäbe und schließlich der zu er­

teilenden  staatlichen Berechtigungen  bedacht sein.ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

N ich t  E in fö rm ig k e it  d e r  B ild u n g , 

s o n d e rn  le b e n d ig e  V ie lfa l t  s ic h e r t  d ie  D em o k r a t ie

Es ist eine w eitverbreitete A nsicht, daß eine V ielfalt von Schulen m it 
eigener Prägung w ie sie das Elternrecht fordert, zu einer kulturellen  
A ufsplitterung eines V olkes führen w ürde. D as staatliche Schulw esen  
stelle dem gegenüber durch  seine Einheitlichkeit in den  Lehrplänen und  
Lehrzielen das für die G eschlossenheit und Stabilität eines V olkskör­

pers notw endige G egengew icht gegen den elterlichen Erziehungsw il­

len dar. D ie M einung, daß ein G em einw esen nur dann beständig sei, 
w enn eine allzu starke D ifferenzierung der Bildungsinhalte und dam it 
der W eltanschauungen schon in der Erziehung verm ieden w ürde, för­

dert jene allgem eine Zeittendenz, die unm erklich  eine Freiheitsbastion  
nach der anderen der kollektiven Planung und Lenkung des gesell­

schaftlichen  Lebens opfert. Schöpfer und  Träger des kulturellen  Lebens  
eines V olkes sind  die einzelnen  M enschen. Es ist das besondere K enn­

zeichen der abendländischen K ultur — im G egensatz zur orientali­

schen — , daß die geistige Ü bereinstim m ung und  das gem einsam e K ul­

turbewußtsein, die zum Begriff A bendland geführt haben, auf der 
Ideenkonvergenz hervorragender Einzelpersönlichkeiten beruhen. So  
bestand in Europa trotz der Zersplitterung in zahlreiche souveräne 
Fürstentüm er ein einheitlicher K ulturraum  und ein gem einsam es K ul­

turbewußtsein, ehe es eine zentrale K ulturpolitik im  Schulw esen der 
einzelnen  Länder im  heutigen Sinne gab.4 D ie Erkenntnis, daß die Be­

ständigkeit eines G em einwesens auf der Beständigkeit und U nersetz­

barkeit der Einzelpersönlichkeit beruhen, gehört seither zum unver­

äußerlichen Besitz abendländischer K ulturauffassung. D ie Einheitlich­

keit in einer D em okratie kann daher nur in der Ü bereinstim m ung der 
M ehrheit bestehen, die Freiheitsrechte allen in gleichem  U m fange zu­

zugestehen. G leichheit in den G rundfreiheitsrechten bedeutet D em o­

kratie.

4 V ergl. auch Folge 3 die A usführungen über Zentralism us, Föderalismus und Partikularism us.
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W e ttb ew e r b ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA d e r  S c h u le n  m it  e ig en e r  p ä d a g o g is c h e r  P r ä g u n g  

v e r h in d e r t  B ild u n g s in se ln  '

F indet der elterliche Erziehungsw ille seinen A usdruck in der freien 

W ahl des pädagogischen Systems, so dürfen w ir andererseits dam it 
rechnen, daß der W ettbew erb der Schulen untereinander ein extrem es 
A bw eichen der einzelnen Schulen von der allgem einen Bildungs- und 
K ulturauffassung verhindern w ird. D ie Furcht vor Bildungsinseln, vor 
sektiererischer A bsonderung von Teilen der Jugend ist gänzlich unbe­
gründet. Selbst w enn solche Tendenzen bei G ruppen von Eltern oder 
w eltanschaulich orientierten G emeinschaften bestünden, w ürde die 
K onkurrenz um das bessere pädagogische Ergebnis solche A bsonde­
rungsneigungen nicht zulassen. !

S ta a t s s c h u le r z ie h u n g  i s t  n ic h t w e lta n s c h a u l ic h  n e u tr a l

D ie N otw endigkeit der Staatsschulerziehung m it dem A rgum ent zu 
begründen, sie sei w eltanschaulich neutral und begegne dam it dem  
V ersuch w eltanschaulicheT G ruppen, ihren Einfluß auf die Jugend in 
einem als überw unden geltenden Sinne zu verstärken, ist nicht auf­
rechtzuhalten, Eine w eltanschaulich neutrale Erziehung gibties nicht. 
W ohl kann eine Schule oder ein Lehrer frei sein von einer unm ittel­
baren Beeinflussung durch religiöse oder sonstige w eltanschauliche 

. G em einschaften. D er U nterricht w ird jedoch stets w eltanschaulich  
orientiert sein. Ein Lehrplan ist darum auch dann nicht w eltanschaulich 
»neutral«, w enn er keinem  bestimm ten w eltanschaulichen oder religiö­
sen Bekenntnis verpflichtet ist. W eltanschauliche N eutralität bedeutet 
dann: Beschränkung des Lehrplanes auf reine Tatsachenverm ittlung. 
O hne W esensbezug auf eine m oralische W eltordnung, in der dem M en­
schen eine —  ebenfalls m oralische —  D aseinsbedeutung  zuerkannt w ird, 
m uß eine sogenannte »w eltanschaulich-neutrale« W issenverm ittlung 
eine m aterialistische Lebens- und W eltauffassung beim jungen M en-, 
sehen hervorrufen. U nd eine solche w eittragende A lternative in der Er­
ziehung kann und darf den Eltern nicht gleichgültig sein. Ebensow enig 
kann und darf sich ein Staat, der in seiner V erfassung verspricht, die 
W ürde des M enschen zu schützen und das Recht auf die freie Entfal­
tung der Persönlichkeit zu gew ährleisten, über diese pädagogische G e­
w issensentscheidung der Eltern hinw egsetzen. i
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D a s ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA I n te r e s s e  g e s e lls c h a f t lic h e r  G ru p p e n  a n  d e r  E r z ie h u n g

Eine als überw unden geltende historische O rdnungsform des Erzie^ 
hungs- und Bildungsw esens ist die Standeserziehung, eine Begleit­
erscheinung der ständischen O rdnung der G esellschaft. G eistlicher und 

w eltlicher A del einerseits und das Bürgertum andererseits sorgten für 
die »standesgem äße« Erziehung ihrer K inder. A uch heute finden be­
stimm te Lebensauffassungen religiöser und gesellschaftlicher A rt ihren 
A usdruck in G em einschaften, die ihre A nschauungen auch im Bereich 
der Erziehung zur G eltung zu bringen suchen, D ie M öglichkeit der Ein­
flußnahm e gesellschaftlicher G ruppen auf die Erziehung w iderspricht 
nur dann dem pädagogischen Elternrecht nicht, w enn alle vorhande­
nen Richtungen in freiem  W ettbew erb um  die »bessere« Pädagogik die 
gleichen Startbedingungen vorfinden. D ie Rechtsordnung hat darüber 
zu w achen, daß keine Bildungsprivilegien und -m onopole entstehen 
können und eine D iskrim inierung w eltanschaulicher M inderheiten aus­
geschlossen ist, Eine privilegierte Erziehung eines Teiles der Jugend 
durch w eltanschauliche G emeinschaften w ürde deren gesellschaftliche 
Position in einseitiger W eise verstärken und dam it die rechtsstaatli­
chen G rundlagen der freien dem okratischen O rdnung auf die D auer ge­
fährden. Eine V orherrschaft bestim m ter gesellschaftlicher G ruppen im  
Erziehungs- und Bildungsw esen w ird daher von den dem okratischen 
K räften der m odernen Staaten m it Recht nicht m ehr geduldet,

E lte r l ic h e s  u n d  s ta a t l ic h e s  E r z ie h u n g s r e c h t s c h l ie ß e n  s ic h  a u s

In dem Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer K inder und im staat­
lichen Erziehungsanspruch begegnen sich zw ei rivalisierende A uffas­
sungen von »dem okratischer O rdnung«: eine freiheitliche und eine 
egalitäre.

O bw ohl — w ie oben zu zeigen versucht w urde — sich die V äter des 
G rundgesetzes von 1949 für eine betont freiheitliche O rdnung ent­
schieden haben, m uß bei einem »legalen« N ebeneinanderbestehen die- • 
ser beiden entgegengesetzten Erziehungsm ächte die stärkere — und 
das ist eindeutig der Staat — die O berhand behalten. A lles Reden von 

verfassungsm äßigem Elternrecht, auch die m it viel H ingabe und per­
sönlichem  Einsatz eingerichteten  Elternbeiräte an den staatlichen Schu­
len, ändern an der Tatsache nichts, daß sich elterlicher und staatlicher
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Erziehungswille  grundsätzlich  aüsschließen, w eil in  ihnen  zw ei sich  w i­

dersprechende soziale Ö rdnungsprinzipien'wirksam sind. D as O rd- 
nungsprinpiz des Staates ist die G leichheit, die N orm . D as O rdnungs­

prinzip des kulturellen Lebens, der Erziehung und der ihr dienenden  
Bildungseinrichtungen  ist die Freiheit.

D en G leichheitsgrundsatz auf Bildungsfragen  übertragen  bedeutet  U ni­

form ierung des G eistes, w ie sie zum  W esen des totalitären Staates ge­

hört. D er freiheitliche dem okratische Staat unterscheidet sich gerade  
dadurch vom  absoluten  M achtstaat, daß er die Freiheit seiner Bürger 
vor totalitären  Ü bergriffen schützt. A uf das Bildungsw esen'angew andt 
bedeutet der dem okratische  Rechtsgrundsatz der G leichheit daher nicht 

G leichheit der Bildung, sondern  G leichheit der B  i 1 d  u  n;g  s  - 
Chancen für alle.

Ähnlich w ie zw ischen Staatsverfassung und W irtschaftsordnung, 
besteht auch zw ischen Staatsverfassung und-der O rdnung des Bil­

dungsw esens eine Interdependenz, über die m an sich —  w ie die soziale 
Praxis des Elternrechtes zeigt — nicht hinw egsetzen kann, ohne die 
O rdnungsgrundsätze des einen oder anderen System s zu vergew alti­

gen. »Staatsverfassung, W irtschaftsverfassung und G esellschaftsord­

nung bestehen jeweils in gegenseitiger A bhängigkeit voneinander. 
D iese >Interdependenz<  der O rdnungen  ist ein  w esentlicher Bestandteil 
des Lebens und  gerade des m odernen Lebens. Ihre Erkenntnis ist eine 
V oraussetzung für das V erständnis aller Problem e, sow ohl der W irt­

schaftspolitik, als auch der Rechts- und Staatspolitik der G egenw art.«5 
D er Staat stellt in jeder denkbaren G esellschaftsordnung die »ordnen­

de Potenz« dar. D en jew eiligen Rechtsstatus, das heißt, die verfas­

sungsrechtliche G esam tordnung zu gew ährleisten ist seine eigentliche  
Bestim m ung. !

soZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D er  S ta a t  s ic h e r t  d a s  E r z ie h u n g s r e c h t d e s  K in d e s : 
u n d  s o r g t  fü r  W e ttb ew e rb s g le ic h h e it  d e r  p ä d a g o g is c h e n  S y s tem e

In einer freiheitlichen O rdnung des Erziehungs- und Bildungsw esens 
—  und  diese trägt alleine dem  Recht der Eltern  auf Erziehung ihrer K in­

der Rechnung — kom m t dem  Staat eine zw eifache A ufgabe zu: Erstens 
hat er für gleiche W ettbewerbsbedingungen  unter den verschiedenen  
Schulen m it eigener pädagogischer Prägung zu sorgen. Zum  anderen  
gew ährleistet er rechtlich und m ateriell das Bildungsrecht des K indes 
bis zu einer gesetzlich  festgesetzten A ltersgrenze. ;

5 W alter Eudcen: »G rundsätze der W irtschaftspolitik.« Row ohlt-V erlag 1959.
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F in a n z ie r u n g ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA f r e ie r  S c h u len

,D ’em Idealtypus einer freien dem okratischen O rdnung entspräche es, 
w enn freie Schulen auch durch freie Beiträge, Schenkungen und Stif­
tungen der an ihnen Interessierten unterhalten w ürden und sich der ' 
Staat auf individuelle Erziehungsbeihilfen in begründeten Fäl- 

. -len echter H ilfsbedürftigkeit beschränken w ürde. In der heutigen Situa- 
■ tion w äre die einer D emokratie system gerechteste Finanzierungsform  

der Schul- bzw . Steuerbonus, den die Eltern der Schule ihrer W ahl über­
tragen. D ie Schule erhält auf G rund der eingereichten G utscheine den 
für alle Schulen gleichen Typs üblichen G eldbetrag pro K ind und Jahr 
aus der Staatskasse. Es bedeutete jedoch eine irrtüm liche V orstellung 
vom W esen des dem okratischen Staates, ihm die A uflage zu m achen, 
den vielfältigen pädagogischen W ünschen der Eltern durch Einrichtung 
entsprechender Schulen nachzukom m en. W ie es nicht A ufgabe des - 
Rechtsstaates ist, zu w irtschaften und die m ateriellen W ünsche seiner 
Bürger zu befriedigen, so liegt es auch nicht in seinem W esen, K inder 
zu erziehen. D agegen hat der Staat die »K onsum freiheit« zu gew ähr­
leisten, gleichgültig, ob es sich um die Befriedigung m aterieller oder 
geistiger Bedürfnisse handelt. H ier w ie dort bedeutet Reglem entierung 
und K ontingentierung, sei es durch M onopolisierung und Einschrän­
kung des G üter- und K ulturaustausches nach außen oder im Inneren 
eines Landes, Behinderung in der A usübung verfassungsm äßiger Frei­
heitsrechte.

IV

D ie Erziehung als ordnungspolitisohes Problem

ZU SA M M EN FASSU N G

D a K inder sich nicht selbst erziehen können, m uß jeder V erfassungs­
geber darüber beschließen, w em er diese A ufgabe übertragen w ill. Er 
hat grundsätzlich drei M öglichkeiten der Entscheidung: er kann ent­
w eder die Eltern, den Staat oder eine bzw . m ehrere G ruppen der G e­
sellschaft m it der Erziehung beauftragen.

13



D er ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA S ta a t a ls  E r z ie h e r

W ill der V erfassungsgeber den Staat zum alleinigen Erzieher m achen, 

so m uß er dafür Sorge tragen, daß ausschließlich dessen Erziehungs­
w ille sich ausw irken kann. D er Erziehungsw ille der Eltern oder sozia­
ler G ruppen m uß dann von der V erw irklichung ausgeschlossen w er- ' . 
den. D ies geschieht folgerichtig im totalitären Staat, D ie letzte K onse­
quenz aus dem ausschließlichen Erziehungsanspruch des Staates ist die 
Erziehung in staatlichen Internatsschulen,

D ie  E lte r n  a ls  E r z ie h e r

Soll der Erziehungsw ille der Eltern m aßgebend sein, m uß der eventuell 
vorhandene Erziehungsw ille des Staates oder sozialer G ruppen von 
der V erw irklichung ausgeschlossen w erden. D ies ist eindeutig der Fall, • 
w enn die K inder im Elternhaus erzogen w erden. Eine M odifizierung 
des elterlichen Erziehungsw illens besteht dort, w o Eltern einen Teil 
ihres Erziehungsrechtes in freier Entscheidung an eine Schule, die ihrer 
pädagogischen Ü berzeugung am nächsten kom m t, delegieren1.

S o z ia le  G ru p p e n  a ls  E r z ie h u n g sm ä c h te

A uch die ausschließliche Beauftragung sozialer G ruppen m it der Er­
ziehung ist denkbar. Eine anfängliche V erw irklichung stellten die m it­
telalterlichen K lostersdiülen und später die Bürger- und Ständeschulen 
dar. Eine Sonderung der K inder in berufsständische G ruppen schon 
durch die Erziehung w iderspricht jedoch sow ohl dem  Ideal allgem einer 
M enschenbildung, als auch dem dem okratischen Staatsgedanken einer 
freien, nicht nach Ständen gegliederten G esellschaft.

V o r h e r r s ch a f t  d e s  S ta a te s

bei G leichzeitigkeit verschiedener E r z ie h u n g sm ä c h te

-Eine M ischung aus diesen System en besteht in der Regel darin, daß die 
K inder zu H ause w ohnen und erzogen w erden und erst von einem  be­
stim m ten  A lter an einTeil der Erziehungsaufgaben vom  Staat oder von 
dazu privilegierten sozialen G ruppen übernom m en w erden. In der
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Bundesrepublik w irken sow ohl der elterliche als auch der staatliche 

Erziehungsw ille. Ersterer soll sich auf die häusliche Erziehung be­

schränken, letzterer bestim m t durch die allgem eine Schulpflicht und  
die staatlichen  Lehrpläne und  Lehrziele die Erziehung vom  7. Lebens­

jahr an. U m  dem  elterlichen Erziehungsw illen nun die M öglichkeit zu  
bieten, vor dem notgedrungen starren und egalitären Erziehungs­

system  der Staatsschule auszuweichen, hat der V erfassungsgeber in  
A rt. 7 A bs. 4 G G  die Errichtung von  Privatschulen  »gew ährleistet«. D ie 
Erziehungsfreiheit der Eltern bleibt jedoch trotz dieser verfassungs­

rechtlichen Regelung eingeschränkt, da der Staat durch sein gesetz­

liches Prüfungs- und  Berechtigungsw esen die Lehrziele auch der freien  
•Schulen w eitgehend  bestim m t und  ihnen  dam it ihren eigentlichen  Sinn, 
eine eigene pädagogische Prägung  zu entwickeln, nim m t, D arüber hin­

aus erschwert der Staat den  Entschluß, K inder in  einer freien  Schule er­

ziehen  zu lassen, durch finanzielle  Benachteiligung. A n seinen Schulen  
gew ährt der Staat Schulgeldfreiheit, w ährend freie Schulen zum  gro­

ßen Teil von den  nichtsteuerabzugsfähigen Schulgeldbeiträgen der El­

tern  finanziert w erden m üssen.ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D a s  G ru n d g e s e tz  fo r d e r t L eh r - u n d  L e r n fr e ih e it im  B ild u n g sw e s en

D ie V äter des G rundgesetzes der Bundesrepublik D eutschland haben  
sich jedoch in  bewußter A bkehr von  jeglicher totalitären M achtentfal­

tung  des Staates, aber auch in A blehnung gesellschaftlicher V orrechte  
sozialer G ruppen für eine freiheitliche rechtsstaatliche O rdnung ent­

schieden. D amit w urde dem  Bürger ein vorher nie gekanntes M aß an  
Selbstverantw ortung  übertragen. M it dem  W irksam w erden  der G rund­

rechte ist alles kulturelle Leben in die Zuständigkeit der Bürger über­

gegangen. K unst, W issenschaft, Forschung und Lehre, die Fragen der 
religiösen  und  w eltanschaulichen Ü berzeugung  (einschließlich  der päd­

agogischen Ü berzeugung) und schließlich die G ew issensbildung und  
M einungsbildung w urden aus dem  M achtbereich des Staates heraus­

genom m en  und in die freie Entscheidung jedes.einzelnen gestellt. D er 
Staat und seine Institutionen w urden auf ihr eigentliches A ufgaben­

gebiet beschränkt, die geschaffene rechtsstaatliche O rdnung zu w ah­

ren. In  bezug  auf die  Erziehung  hat er für das  Bildungs- und  Erziehungs­

recht des K indes einzutreten, w enn der elterliche Erziehungswille in  
der Sache oder aus w irtschaftlichen  G ründen  versagt.
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D a s ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA h e r k ö m m lic h e  S ta a t s s c h u lw e se n  i s t  d em  G ru n d g e s e tz  g em ä ß

u m zu g e s ta lt e n  j

D iesem Rechtsgebot steht das herköm mliche staatliche Schulw esen m it 
seiner autoritären und egalitären Erziehungspraxis gegenüber. D a auf­
grund der V erfassung w eder dem Buchstaben noch dem G eiste nach 
von einem staatlichen Erziehungsauftrag gesprochen w erdenjkann, ist 
das traditionelle staatliche Schulw esen Schritt für Schritt auf den Stand 
unserer V erfassung zu bringen. j

U nter A nw endung des Subsidiaritätsprinzips w ird der Staat.w ie bisher 
die Einrichtung und V erw altung öffentlicher Schulen zu übernehm en 
haben, solange’die gesellschaftlichen V erhältnisse eine entsprechende 
V erm ehrung und A usbreitung freier öffentlicher Schulen nicht zulas­
sen. A llerdings w ird der Staat.aufhören m üssen, freie Schulen durch 
w irtschaftliche D iskriminierung der Eltern finanziell zu benachteiligen. 
D em  Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer K inder w ird die staatlich 
verw altete Schule durch H erstellung der pädagogischen A utonom ie 
der einzelnen Schule Rechnung zu tragen haben. D ie A blösung der Ein­
heitlichkeit durch V ielfalt in den Lehrplänen, Lehrm ethoden und Lehr­
zielen auch in den vom Staate verwalteten Schulen erm öglictit den El­
tern die W ahl der Schule, die ihrer pädagogischen Ü berzeugung am  
nächsten kom m t. j

E lterliches Erziehungsrecht und pädagogische A utonom ie der Schulen 
sind die G rundpfeiler eines dem okratischen Schulwesens in einer G e- 

■ Seilschaft freier M enschen. '
i
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I

Zur heutigen Situation

Bundeszentralismus im Schulw esen

Seit Jahren kann m an in der Bundesrepublik D eutschland ein zähes 
R ingen um die Frage beobaditen, ob ein Bundeskultusministerium  er­
richtet w erden soll oder nicht. D ie Befürworter eines Bundeskultus- 
m inistefium s sehen es als die V oraussetzung und G arantie der von 
ihnen geforderten Einheitlichkeit des deutschen Schulw esens an. D ie 
H auptgegner eines Bundeskultusm inisterium s, die Landeskultusm ini­
ster, w enden sich m erkwürdigerw eise nicht gegen die Forderung nach 
Einheitlichkeit des deutschen Schulw esens, w ie m an es angesichts ihrer 
ständigen Betonung der K ulturhoheit der Länder doch w ohl erw arten 
m üßte, sondern sie anerkennen sie sogar. A ls einziges A rgum ent gegen 
ein Bundeskultusm inisterium bleibt ihnen daher der H inw eis, daß es 
überflüssig sei, w eil die von ihnen errichtete »Ständige K onferenz der 
K ultusm inister« bereits alle A ufgaben erfülle, die m an ihm übertragen 
könnte.

»D ie K ultusm inister w aren sich einig, daß bei der Entw icklung 
der Schulform en und Bildungsinhälte eine w eitgehende Einheit­
lichkeit erstrebt w erden m üsse. W ie der K ultusm inister von 
Schlesw ig-H olstein, O sterloh, m itteilte, ist die A rbeit der K ultus­
m inisterkonferenz so vervollkom m net w orden, daß praktisch 
keine V oraussetzung m ehr für die Bildung eines Bundeskultus­
m inisterium s gegeben sei.«1

W enn ein G ebiet der Sozialordnung — hier das Erziehungs- und Bil­
dungsw esen — grundsätzlich bundeseinheitlich gelenkt und verw altet 
w ird, dann ist das Bundeszentralism us; ganz gleich, ob die zentrale V er­
w altungsbehörde ein Bundeskultusm inisterium, der Bundesrat oder 
die »Ständige (!) K onferenz der K ultusm inister« ist. D adurch, daß der

1 dpa-Beridit in der »D eutschen Zeitung« von 28. Septem ber 1959. K ürzlich w urde berichtet, daß 
die »Ständige K onferenz der K ultusm inister« beschlossen habe, ihr A rbeitsfeld auszudehnen 
und ihre O rganisation  durch A usbau ihres Stellenplanes w eiter zu festigen. (FA Z vom  30. Sep­

tem ber 1960). M an geht w ohl nicht fehl in der A nnahm e, daß die K ultusm inister dadurch ira- 
-m er noch laut w erdenden Forderungen  nach einem  Bundeskultusm inisterium  auch den verblie­

benen W ind aus den Segeln nehm en m öchten.
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Bundeszentralismus nicht durch ein Bundeskultusm inisterium , sondern 

durch die »Ständige K onferenz der K ultusm inister« behördlich reprä­

sentiert w ird, ist er allerdings recht geschickt durch eine föderalistisch 
anm utende Fassade verdeckt.

Es w iderspricht jedoch der Idee des Bundestaates, w enn bundeseinheit­
liche Regelungen nicht von O rganen des Bundes (Bundestag, Bundes­
regierung, Bundesrat), sondern von Länderm inistern getroffen w er­
den. Für bundeseinheitliche Regelungen ist grundsätzlich der Bund zu­
ständig! U nd w enn für ein G ebiet der Sozialordnung eine Zuständig­
keit des Bundes verfassungsmäßig nicht begründet ist, dann bedeutet 
das, daß für dieses G ebiet der Sozialordnung grundsätzlich nicht an 
bundeseinheitliche Regelungen gedacht ist. W ir stehen hier vor einer 
D iskrepanz von V erfassungsrecht und V erfassungsw irklichkeit. W ir 
w ollen erst w eiter unten der Frage nachgehen, ob diese Entw icklung 
unverm eidlich w ar und ob sie sich überhaupt noch um kehren ließe. 
V erw eilen w ir zunächst noch einen A ugenblick bei der verfassungs­
rechtlich interessanten K onstruktion der »Ständigen K onferenz der 
K ultusm inister«.

D iese K onstruktion w iderspricht nicht nur der Idee des Bundesstaates, 
w ie w ir schon sahen, sondern auch dem rechtsstaatlichen G rundsatz, 
daß die zentralen V erw altungsbehörden einer parlam entarischen K on­
trolle unterliegen sollen. D ie »Ständige K onferenz der K ultusm inister« 
unterliegt als solche keiner parlam entarischen K ontrolle; daß ihre ein­
zelnen M itglieder ihren H eim atparlam enten verantw ortlich sind, ist 
kein ausreichender Ersatz dafür.

G egenüber der Forderung nach einem Bundeskultusm inisterium befin­
den sich die Landeskultusm inister, nachdem sie die N otw endigkeit 
bundeseinheitlicher Regelungen anerkannt haben, in einer denkbar 
ungünstigen Position. W er Bundeszentralismus w ill, m uß infolge der 
geltenden G rundprinzipien unserer V erfassung — die keinesw egs 
etwas Zufälliges, sondern w ohlbegründet sind — auch für ein Bundes­
kultusm inisterium  eintreten; w er A  sagt, m uß auch B sagen.

W arum  haben die Landeskultusminister A  gesagt? W arum  sind sie für 
bundeseinheitliche Regelungen? W arum pocht nicht jeder von ihnen 
auf seine U nabhängigkeit von den anderen Ländern und auf die kul­
turelle Eigenständigkeit seines Landes?

O hne Zw eifel folgen die Landeskultusminister dam it nur dem D rude 
der öffentlichen M einung, w elche seit langem  energisch die Forderung 
nach Einheitlichkeit des Schulwesens im ganzen Bundesgebiet erhebt.
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D ie G ründe dafür liegen offen zutage: In  unserer m obilen G esellschaft 
gibt es nicht selten zw ingende G ründe, den W ohnsitz zu ändern, D as 
bedeutet für die K inder einen  Schulw echsel. Ist in der N ähe des heuen  
W ohnsitzes keine Schule vorhanden, die der am  alten  W ohnsitz w eit­

gehend  ähnlich ist, so  bereitet der Schulwechsel durchschnittlich begab­

ten K indern beträchtliche Schw ierigkeiten, vor allem  dann, w enn die 
neue Schule in bürokratischem  Schematism us eine sofortige A npas­

sung  verlangt. Im m er w ieder w ird  berichtet, daß viele K inder auf diese 
W eise ein  ganzes Schuljahr und  m ehr verlieren. M achen w ir doch ein­

m al den V ersuch, die U rsachen dieser U m schulungsschw ierigkeiten 
aufzudecken.

W enn die U m schulungsschw ierigkeiten  darin bestehen, daß am  neuen  
W ohnsitz keine Schule vorhanden  ist, die der am  alten  W ohnsitz ähn- 

. lieh ist, und daß die neue Schule unter U m ständen in bürokratischem  
Schem atism us eine sofortige A npassung verlangt, dann  drängt sich die 
Frage auf, w oran es denn liegt, daß eine ähnliche Schule fehlt und die 
vorhandenen Schulen zu einem  bürokratischen Schematism us neigen. 
H andelt es sich dabei um  Zufallserscheinungen oder um  unausw eich­

liche  Folgen  der ordnungspolitischen  Zielsetzungen  der heutigen  Schul­

politik?ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D er  s c h u lp o l i t is c h e  Z en tr a l ism u s  d e r  L ä n d e r

A lle Bundesländer verfolgen in der Schulpolitik dasselbe ordnungs­

politische Ziel: In organisatorischer und selbst in pädagogischer H in­

sicht soll jede V olksschule im  Lande und jede w eiterführende Schule 
eines bestimm ten  Typs allen anderen  Schulen  desselbenTyps gleichen, 
w ie ein  Ei dem  anderen. M it anderen  W orten: Es soll nicht jede Schule 
ihre eigene pädagogische Prägung haben; Einheitlichkeit’ soll herr-- ' 
sehen, nicht M annigfaltigkeit. D eshalb  gibt es für alle Schulen des glei­

chen Typs im  Lande nur einen einzigen Lehrplan, der vom  jeweiligen  
K ultusm inisterium  festgelegt, den Schulen vorgeschrieben und in sei­

ner D urchführung überwacht w ird. In jedem  Bundeslande plant, leitet 
und beaufsichtigt das K ultusm inisterium das ganze öffentliche Schul­

w esen. O rdnungspolitisch  betrachtet herrscht also im  Schulw esen aller 
Bundesländer ein ausgeprägter Zentralismus.

D as bedeutet, daß ein Schulwechsel innerhalb desselben Landes in der 
Regel keine Schwierigkeiten bereitet, w eil die neue Schule der alten  
in jeder Beziehung gleicht. D er Schulwechsel von einem  Land in ein
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anderes w irft jedoch unw eigerlich Problem e auf, w enn jedes Land in 
der Schulpolitik unabhängig von den übrigen vorgeht. D enn dann fin­
det sich am  neuen W ohnort keine Schule, die der am  bisherigen gleicht. 
D a alle öffentlichen Schulen gleichen Typs am neuen Schulort einander 
gleichen, kann es auch keine Schule geben, die der im  anderen Bundes­
land bisher besuchten w enigstens ähnlicher w äre. H inzu kom m t, daß 
die Schulen als unterste Instanzen einer großen Zentralverw altung 
nicht selten der Bequem lichkeit des bürokratischen V erw altungssche­
m atismus verfallen und von den neuen Schülern ohne Rücksicht auf 
deren A npassungsnöte sofort dieselben Leistungen verlangen, w ie von 
den anderen. Ein zw ingendes Interesse der Schulen an den Schülern, 
das solchen m enschlichen Schwächen entgegenw irken könnte, ist nicht 

vorhanden.

W ürden die Länder unter Beibehaltung ihrer zentralistischen O rd­
nungspolitik im Schulw esen m it der von ihnen im mer w ieder prokla­
m ierten »K ulturhoheit« ernst m achen und w irklich jedes unabhängig 
von den anderen (in voller ‘ »Souveränität«) Schulpolitik betreiben, 
dann m üßten sich Fam ilien m it Schulkindern den U m zug in ein anderes 
Bundesland sehr häufig versagen. Ihre Freizügigkeit über die Landes­
grenzen hinaus w äre stark eingeschränkt. Souveräner Zentralism us 
w irkt trennend zw ischen den einzelnen Staaten!

D as von den Ländern verschuldete Ende des Föderalism us

Es ist also nicht zu bestreiten, daß die U rsachen der m öglichen Schw ie­
rigkeiten beim Sdiulw echsel, w elche ihrerseits U rsache der Forderung 
nach einem  straffen Bundeszentralismus sind, einzig und allein in der 
Politik liegen, die jeder einzelne K ultusm inister in seinem Lande be­
treibt.2 Solange die K ultusm inister die zentralistische Politik im  Innern

* Für das V erständnis der Situation Im Bildungsw esen m ag ein V ergleich m it dem  W irtsdtelts>  
leben förderlich sein. Eine O rdnungspolitik, w ie sie im  Schulw esen verfolgt w ird, w ürde hier 
zur Zenlralverw attungsw irtschaft (Zcntrolplanw irischall) m it allen bekannten gescllsdiaft- 
liehen und persönlichen Folgen führen. Leider kenn hier nicht auf die interessante Frage ein* 
gegangen w erden, ob — infolge der Interdependenz aller Teilordnungen innerhalb der sozia­

len G csnm tordnung — erhebliche Störungen und M ängel dadurch entstehen können oder gar 
m üssen, dafi im  Bereich des Bildungsw esens O rdnungsprinzipien angew andt w erden, die denen 
der realisierten W irtschaftsordnung diam etral entgegengesetzt sind. Ebenso w ichtig: Besteht 
zw ischen den O rdnungsprinzipien  des detnokralisdien Rechtsstaates und denen eines autorita­

tiven (zentralverw alteten) Bildungsw esens die für eine positive Entw icklung notw endige 
H armonie?
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ihrer Länder fortsetzen, w ird die Entw icklung zum  Bundeszentralism us 

unverm eidlich sein. Bis zum letzten Schritt, bis zur Errichtung eines 

Bundeskultusm inisterium s m ag zw ar noch viel Zeit vergehen, aber der 
Zw ang zum schulpolitischen G leichschritt, das heißt, zur völligen A n­
gleichung der Schulgesetze und Schulverw altungsprinzipien der Län­
der w ird unverm indert andauern. D ie K ulturhoheit der Länder w ird 
dahinsdim elzen. Ihr Zentralism us w ird nach und nach aufhören, ein 
souveräner zu sein. D ie Landeskultusm inisterien w erden m ehr und 
m ehr zu nachgeordneten V erw altungsinstanzen der zentralen Bundes- 
behörde w erden, auch schon, solange dies noch die »Ständige K onfe­
renz der K ultusm inister« ist.

Bundeszentralismus hat — auch als Ergebnis »intensiver Zusam men­
arbeit« — m it echtem Föderalism us nichts m ehr zu tun. D ie Länder, 
denen um ihrer Eigenständigkeit w illen an der Erhaltung eines leben­
digen Föderalism us m it Recht so viel gelegen ist, untergraben m it ihrer 
zentralistischen Schulpolitik im  Innern die G rundlagen der föderalisti­
schen V erfassung W estdeutschlands. D ie Folgen dieser Blindheit für 
die O rdnungszusam m enhänge, w ozu das’ unerw artete Entstehen von 
politischen Zw angslagen gehört, sind ernst. A us einer solchen perm a­
nenten  Zw angslage heraus ist der Bundeszentralismus entstanden. M an 
darf sicher sein, daß die K ultusm inister ihn niemals freudigen H erzens 
gefördert haben, denn zu sehr w iderspricht .er ihren eigenen Inter­
essen, die darauf gerichtet sind, die Schulpolitik in ihren Ländern un­
abhängig und nach den eigenen Ideen zu leiten,

Ist eine souveräne Schulpolitik überhaupt m öglich? Ist echter Födera­
lism us im Schulw esen realisierbar? Ist an eine U m kehr der unglück- 

‘ liehen N achkriegsentw icklung der Schulpolitik noch zu denken? — M it 
kleinen K orrekturen w ird nichts zu erreichen sein; ohne den M ut zu 
einer grundsätzlichen A lternative auch nichts! D enn die U rsachen der 
gegenw ärtigen Schw ierigkeiten sitzen tief, w eil sie in der ordnungs­
politischen Zielsetzung begründet sind. D as sollte die obige D arstel­
lung zeigen. D er Schilderung einer grundsätzlichen ordnungspoliti­
schen A lternative seien die folgenden A usführungen gew idmet.
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II

D er W eg zu einem  lebendigen Föderalism us

W ir haben gesehen, daß der politische D ruck, der die K ultusm inister 
zw ingt, ihren souveränen Zentralism us in der Schulpolitik in einen  
Bundeszentralism us um zuw andeln, dadurch entstand, daß der souve­

räne Zentralism us der Länder die Freizügigkeit im  Bundesgebiet zu  
gefährden begann. D as Schulw esen  m üsse um  der Freizügigkeit w illen  
bundeseinheitlich sein, hört m an  im m er w ieder. W ir w ollen den  W ahr­

heitsgehalt dieser These genauer prüfen, Bisher haben w ir lediglich  
festgestellt, daß der U m zug in ein Land m it einheitlichem  Schulwesen  
Schwierigkeiten für die K inder m it sich bringen kann, w enn die neue 
Schule der bisherigen nicht zufällig sehr ähnlich ist, w as ja in aller 
Regel nicht der Fall sein w ird. U ntersuchen m üssen w ir aber noch die 
Situation  beim  U m zug  in  ein  Land, dessen  Schulw esen  nicht einheitlich, 
sondern m annigfaltig  ist.ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

F r e iz ü g ig k e it  b e i e in em  m a n n ig fa lt ig en  S c h u lw e s en

M annigfaltigkeit herrscht dort, w o kein für alle Schulen verbindlicher. 
Lehrplan  vom  K ultusm inisterium  festgelegt w ird, sondern  jede Schule 
ihren Lehrplan selbst bestim m t, das heißt das Recht hat, eine Schule 

.eigener-pädagogischer Prägung zu w erden. O b m an dem  K ultusm ini­

sterium  das Recht gibt, gew isse Rahm envorschriften und M indestlehr­

pläne zu erlassen und darüber eine pädagogische A ufsicht äuszuüben,. 
ist nicht entscheidend für die Tatsache, daß dann M annigfaltigkeit be­

steht. N atürlich w ird sie durch all diese M aßnahm en, die dem  Schutz 
und der Realisierung des Bildungsanspruchs der K inder dienen sollen, 
m ehr oder w eniger stark  beschränkt, und es w äre w ünschenswert, daß  
dieses w ichtige Ziel m it anderen, ordnungskonform en M itteln  erreicht 
w ürde. Es ist hier nicht m öglich  und  nicht nötig, darauf einzugehen, w ie 
diese M ittel auszusehen hätten. D a es allenfalls auch ohne!sie ginge, 
darf hier festgestellt w erden, da'ß es sie gibt, daß es also  nidit notwen­

dig ist, den  Teufel der V ernachlässigung der K inder durch den Beelze­

bub der Beschränkung der M annigfaltigkeit des Schulwesens auszu­

treiben. ■ .
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W ürde m an gegenüber dem herrschenden Schulw esen nur die eine 

Ä nderung treffen, daß den Schulen Lehrplanfreiheit gew ährt w ird, 
dann w äre die Freizügigkeit noch m ehr eingeschränkt als heute; denn 
augenblicklich können sich die Eltern nicht aussuchen, in w elche Schule 
sie ihre K inder schicken. Es w äre also denkbar, daß ein K ind bei der 
Einschulung einer Schule zugeteilt w ird, deren Lehrplan seinen Eltern 
gar nicht zusagt, w ährend es am selben O rt eine Schule gibt, deren 
Lehrplan sie ausgezeichnet finden und daß nach einem später erfolgen­
den U m zug das K ind w iederum in eine Schule kom m t, die den Eltern 
nicht gefällt und die außerdem  noch ganz anders ist, als die bisher be­
suchte Schule, obw ohl an diesem neuen W ohnort m öglicherw eise auch 
eine Schule existiert, die der bisher besuchten ähnlich ist und den V or­
stellungen der Eltern sogar besser entspricht als jene. — K urz und gut, 
eine solche Regelung w äre höchst unvollkom men und w ürde die Frei­
zügigkeit von Fam ilien m it Schulkindern viel stärker beschränken als 
der souveräne Zentralism us der Länder, w eil bei diesem w enigstens 
der Schulwechsel innerhalb desselben Landes keine Probleme aufw irft. 
Zugleich m it der Einführung der Lehrplanfreiheit für die Schulen m uß 
den Eltern das Recht eingeräum t w erden, zw ischen den solcherm aßen 
befreiten Schulen zu w ählen, N ur in diesem W ahlrecht kann sinnvol­
lerweise das vielberufene Elternrecht bestehen, N ur in dieser G estalt 
paßt es in den Rahm en einer freiheitlichen O rdnung, verletzt es nicht 
die pädagogische Freiheit der Lehrer. Es ist kein kollektives M it­
bestim m ungsrecht — in der Schule entscheiden ausschließlich die Leh- 

sondern ein individuelles Entscheidungsrecht der Eltern: sie 
können nicht überstim m t w erden.3

H aben die Schulen Lehrplanfreiheit und die Eltern das Recht, die Schule 
für ihr K ind selbst zu w ählen, so w ird es beim  U m zug der Fam ilie keine 
unzum utbaren U m schulungsschw ierigkeiten geben. Sicher w ird es sel­
ten sein, daß m an am  neuen W ohnsitz eine Schule findet, die der bisher 
besuchten so sehr gleicht, w ie heute innerhalb eines Landes eine Schule 
eines bestimm ten Typs jeder anderen Schule dieses Typs gleicht. D as 
ist aber auch gar nicht notwendig. N otw endig ist nur, daß sich in der 
N ähe der neuen W ohnung eine Schule findet, w elche der bisher be­
suchten ähnlich ist.

W enn m an sich eine V orstellung von den W ahlmöglichkeiten der El­
tern bei einem m annigfaltigen Schulw esen m achen w ill, darf m an das 
bestehende Schulw esen nur m it großer V orsicht zum A usgangspunkt

3 Siehe zu den einzelnen Problem en des Elternrechts die zw eite Folge der »Beiträge zu einer 
freiheitlichen  O rdnung  des Bildungsw esens« : »D as Elternrecht und  das deutsche Bildungsw esen.«

rer
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nehm en. M an  m uß  sich der Tatsache bewußt sein, daß infolge der jeder 
Zentralverw altung eigenen Tendenzen die heutigen Schulen vielfach  
»G roßbetriebe« sind, es gibt Parallelklassen, m anchm al sogar m ehrere. 
Es ist ohne w eiteres denkbar, daß  jede dieser Parallelklassen  nach an­

deren pädagogischen G rundsätzen geführt w ird, so daß — vielleicht 
nach  w ie vor unter einem  D ach — praktisch  m ehrere Schulen  verschie­

dener pädagogischer Prägung nebeneinander bestehen. D ie so ent­

stehende größere Schuldichte, die durch eine V erm inderung der K las­

senstärke  m it der Zeit w eiter erhöht w erden  könnte, bew irkt eine V er­

größerung der W ahlm öglichkeiten und dam it der W ahrscheinlichkeit, 
in unm ittelbarer N ähe des neuen W ohnsitzes eine ähnliche Schule zu  
finden,

D aß eine ähnliche Schule vorhanden ist, genügt jedoch noch keines­

w egs. Ebenso w ichtig ist, daß von  dem  Schüler nicht eine schlagartige  
A npassung verlangt w ird. D ieser Forderung w ird dann G enüge getan, 
w enn  die Schule ein  unm ittelbares Interesse daran  hat, daß der Schüler 
sie auch m it Erfolg absolviert. D a jede Schule ihre Pädagogik selbst 
bestim m t — das ist ja die V oraussetzung und U rsache der oben dar­

gestellten M annigfaltigkeit — und andererseits die Eltern ihre K inder 
nicht in eine Schule schicken, von deren pädagogischer Q ualität sie  
nicht überzeugt sind, ist jede Schule gezw ungen, durch die Fortschritte  
aller ihrer Schüler zu  beweisen, daß die von  ihr angew andten  pädago­

gischen G rundsätze richtig, das heißt fruchtbar sind. Je ausgeprägter 
der pädagogische Charakter einer Schule ist, desto m ehr w ird sie auf 
ihr A nsehen und ihren Ruf bedacht sein. D adurch geraten  die Schulen  
untereinander in  einen  gewissen W ettbewerb. D ie in diesem  W ett­

bewerb erfolgreichste Schule w ird die m eisten und besten Schüler ha­

ben. Zahl und  N iveau der Schüler sind die M aßstäbe des Erfolges der 
Schule. D adurch ist sichergestellt, daß jede Schule ein unm ittelbares 
Interesse daran hat, daß alle Schüler sie m it Erfolg absolvieren. Sie 
w ird deshalb nicht so rücksichtslos sein, eine schlagartige A npassung  
zu verlangen, sondern im G egenteil bestrebt sein, die A npassung  
durch individuelle H ilfen  zu erleichtern  und  selbstverständlich auch zu  
beschleunigen. Ein Scheitern der A npassung w ird sie stets auch als 
eigenes V ersagen  zu betrachten haben.

D as durch den W ettbew erbsdruck lebendig erhaltene Bestreben, die 
A npassung zu erleichtern und  auf die besonderen Schw ierigkeiten  der 
einzelnen  Schüler m it individuellen  H ilfen  zu  reagieren, m acht es auch  
m öglich, zw ischen Schulen zu w echseln, die in ihrer pädagogischen  
Prägung stark voneinander abw eichen.
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Ein Bildungsw esen, das seine natürlidie M annigfaltigkeit im Rahm en 
einer W ettbew erbsordnung frei entfalten kann, ist ebensow enig ein 
H indernis für die Freizügigkeit, w ie ein zentralverw altetes, im ganzen 
Bundesgebiet einheitliches Schulw esen.

D er Sinn der Freizügigkeit

M annigfaltigkeit und Freizügigkeit sind zw ei Seiten ein und derselben 
Sadie: der Freiheit. W o in allen D ingen Einheitlichkeit herrscht, ist 
Freizügigkeit sinnlos. N ur insofern M annigfaltigkeit besteht, hat die 
Freizügigkeit einen Sinn. Es ist deshalb nicht übertrieben, w enn m an 
feststellt, daß es W ert und Bedeutung der Freizügigkeit erhöht, w enn 
sich auch im Sdiulwesen die natürliche M annigfaltigkeit ungehin­
dert entfalten kann. M it anderen W orten: In einem freien Bildungs­
w esen bietet die Freizügigkeit die M öglidikeit, in die N ähe einer bes­
seren Schule zu ziehen — einer Schule, w ie m an sie sich für seine K in­
der w ünscht. N ur w er die Illusion hegt, die von einer Zentralverw al­
tung einheitlich geschaffenen Schulen seien unübertrefflich gut, w ird 
diese M öglichkeit gering schätzen. A ber auch er w ird zugeben m üssen, 
daß es eine V erkennung der Funktion der Freizügigkeit ist, w enn in 
ihrem N am en die Einschränkung der M annigfaltigkeit auf irgendeinem  
G ebiet gefordert w ird.

Europa und die O rdnungsform en des Bildungswesens

W er nun m eint, es sei zw ar richtig, daß der W ert der Freizügigkeit 
durch M annigfaltigkeit im Schulw esen erhöht w erden könne, aber es 
lohne sich nicht, deswegen das Steuer der K ulturpolitik herum zuw er­
fen, w eil ja bei dem m ittlerw eile realisierten Bundeszentralism us die 
Freizügigkeit doch w enigstens nicht m ehr behindert w erde, der sei 
darauf hingew iesen, daß die bisherige K ulturpolitik m it ihrem raüh-‘ 
sam erreichten Bundeszentralismus dem w erdenden Europa dieselben 
Problem e in den W eg legt, die der souveräne Zentralism us in D eutsch­
land zur Folge hatte. W enn die Europäische W irtschaftsgem einschaft 
(EW G ) jem als funktionieren soll, m üssen alle V oraussetzungen der 
Freizügigkeit geschaffen w erden. D ie rein rechtliche Freizügigkeit w ird 
durch den EW G -Vertrag auch garantiert. W ie w ill m an jedoch den 
Störungen begegnen, die von dem zentralistischen A ufbau des Schul­
w esens in den M itgliedstaaten verursacht w erden?
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D er Zentralism us im Schulw esen w irkt trennend zw ischen den euro­
päischen Staaten, w ie er sich trennend zw ischen den deutschen Bun­
desländern ausgew irkt hätte, w enn nicht ein bundeseinheitlicher Zen­
tralism us entw ickelt w orden w äre. M üßte sich nicht in Europa, selbst 
w enn es föderalistisch geplant w ürde, m it N otw endigkeit eine analoge 
Entw icklung zum Zentralism us vollziehen — unter M ißachtung der 
M annigfaltigkeit der europäischen K ultur? Einen europäischen Zen­
tralism us auf dem G ebiet der Schule w ird kaum jem and befürw orten, 
und, w er es tut, m uß sich sagen, daß sein W unsch unerfüllt bleiben 
w ird. D er W iderstand gegen einen europäischen Zentralismus auf die­
sem G ebiet w ird stärker sein als der W unsch nach europäischer Eini­
gung. Für den, der die europäische Einigung w ill — und sei es auch 
nur auf w irtschaftlichem G ebiet — ist die Entscheidung zugunsten der 
Freizügigkeit durch größtmögliche M annigfaltigkeit unausweichlich.ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

B u n d e sz e n tr a l ism u s —  F ö d e r a l ism u s —  P a r t ik u la r ism u s

W er für den Föderalism us eintritt, m uß ihn deutlich vom Bundeszen­
tralism us einerseits und vom Partikularism us andererseits abgrenzen, 
w enn er verm eiden w ill, von den Zentralisten als Partikularist und von 
den Partikularisten als Zentralist verschrieen zu w erden. W ichtig ist 
die Erkenntnis, daß es sich dabei um  drei O rdnungsform en handelt, die 
sich qualitativ und nicht etw a quantitativ nach dem M aße jeweils reali­
sierter Einheitlichkeit unterscheiden.

Bundeszentralism us bedeutet, das haben w ir m ehrfach hervorgeho­
ben, Einheitlichkeit des Schulwesens im ganzen Bundesgebiet. A ls 
Partikularism us w erden üblicherw eise Tendenzen bezeichnet, w elche 
die bundesstaatliche Einheit gefährden, w eil sie trennend zw ischen 
den G liedstaaten w irken. W ir haben gesehen, daß die Freizügigkeit 
im Bundesgebiet verlorengeht, w enn die Länder ihre Schulpolitik im  
Rahm en zentralistischer O rdnungsform en unabhängig voneinander 
betreiben. W as w ir bisher behelfsm äßig souveränen Zentralism us ge­
nannt haben, verdient also die Bezeichnung Partikularism us. U nter 
Föderalism us versteht m an gem einhin bundesstaatliche Einheit, in 
deren Rahmen M annigfaltigkeit und ungestörte Freizügigkeit herr­
schen. Es w urde gezeigt, daß beides durch die Errichtung einer W ett­
bew erbsordnung im Bildungsw esen realisiert w erden kann. O hne die 
bundesstaatliche Einheit zu gefährden, kann jedes Land unabhängig
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von den übrigen seine W ettbew erbspolitik im Bildungsw esen betrei­
ben, w eil selbst beachtliche U nterschiede die Freizügigkeit nicht be­
einträchtigen und deshalb auch nicht trennend zw ischen den G lied­
staaten w irken können.

Ergänzend sei bem erkt, daß die freiheitsfeindliche Politik der Zen­
tralverw altungsordnung, sow ohl dem Bundeszentralismus als auch 
dem Partikularism us eigen ist. D aran liegt es, daß der Bundeszentra­
lism us seinerseits europäischer Partikularism us ist. D er Föderalism us 
kann in Europa ebenso w ie in der Bundesrepublik nur auf dem Fun­
dam ent einer W ettbew erbsordhung im Bildungsw esen (und in- der 
W irtschaft) gedeihen.

H inw endung zur W ettbew erbspolitik

W ir haben schon w eiter oben festgestellt, daß unsere V erfassung' 
offenbar nicht an bundeseinheitliche Regelungen auf dem 'G ebiet des 
Schulwesens gedacht hat. Ein Bundeszentralismus im Schulw esen ist 
also kaum m it dem G rundgesetz vereinbar. Partikularism us läßt sich 
politisch nicht durchsetzen. D ie Länder m üssen deshalb ihre absolu­
tistisch-zentralistische Schulpolitik, die in die, Sackgassen des Parti­
kularism us und Bundeszentralism us führt, zugunsten einer freiheit­
lich-föderalistischen aufgeben.

Eine schlagartige U m stellung von dem augenblicklichen zentralver­
w alteten auf ein freies Schulw esen käm e einer Revolution gleich. Sie 
ist deshalb nicht zu em pfehlen — ganz abgesehen davon, daß sie 
unter den gegebenen politischen V erhältnissen völlig undenkbar ist. 
Zu em pfehlen und m öglich ist jedoch eine schrittw eise U m stellung 
über m ehrere Legislaturperioden hinw eg. In dem M aße, in dem die 
Freiheit des Bildungswesens realisiert ist, kann dann jew eils auf bun­
deseinheitliche Regelung verzichtet w erden. Einen solchen evolutio­
nären Prozeß zu steuern, ist eine schwere politische A ufgabe; nur m it 
klaren ordnungspolitischen V orstellungen kann sie gem eistert w er­
den. V or allem m uß rechtzeitig eine um fassende G esetzgebung zum  
Schutze der angestrebten W ettbew erbsordnung im Bildungsw esen 
erlassen w erden; sie m uß der Entstehung privater M achtpositionen 
zuvorkom men, w eil es stets leichter ist, ihre Entstehung zu verhin­
dern, als sie w ieder zu zerstören, nachdem sie erst einm al rechtm äßig 
zustandegekomm eh sind. Besonders m uß eine solche G esetzgebung
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M anipulierungen des Elternw illens und Beschränkungen der pädago­
gischen Freiheit der Lehrer durch. V erbände und K onfessionen ganz 
energisch entgegentreten. Einflußnahm e auf die Bildung m ittels ir­
gendw elcher M acht ist eine V erletzung der W ürde des zu bildenden 
M enschen. Es ist oberste Pflicht des Staates, die W ürde und die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit zu schützen. Bei einem freien Bildungs-' 
w esen kom m t er dieser Pflicht durch die Erhaltung und Sicherung 
eines sauberen und fairen W ettbew erbs nach. — V erstaatlichungen 
aus A ngst vor privater M acht sollten heute für die K ulturpolitik ein 
ebenso unm odernes Rezept sein, w ie schon gestern für die W irt­

schaftspolitik!

III

Zusam m enfassung

Im deutschen Bildungsw esen hat sich hinter der föderalistischen Fas­
sade der »Ständigen K onferenz der K ultusm inister«, deren K onstruk­
tion m it rechtsstaatlichen G rundsätzen kaum -vereinbar erscheint, ein 
ausgeprägter Bundeszentralismus entw ickelt, der vom G rundgesetz 
offenbar nicht vorgesehen w ar. D a er ihrer Interessenlage w ider­
spricht, haben’die Landeskultusminister den Bundeszentralismus nicht 
freiw illig angestrebt; sie folgten dam it nur dem D ruck der öffentlichen 
M einung, w elche durch den Partikularism us die Freizügigkeit gefähr­
det sah. D urch die A nerkennung der vermeintlichen N otw endigkeit 
bündeseinheitlicher Regelungen haben sich die K ultusm inister gegen­
über der Forderung nach einem Bundeskultusministerium  in eine auf 
die D auer unhaltbare Position gebracht.

Ein lebendiger Föderalism us hat größtm ögliche Freiheit und M annig­
faltigkeit in allen seinen G liedern zur unabdingbaren V oraussetzung. 
D ie föderalistische V erfassung der Bundesrepublik D eutschland w ird 
auf schulpolitischem G ebiet erst dann aufhören, eine bloße Fassade zu 
sein, w enn sich die K ultusm inister von der Illusion freigem acht haben, 
die Freizügigkeit im  Bunde erfordere die absolute Einheitlichkeit des 
Schulw esens, und w enn sie endlich — jeder in seinem Lande — die 
zentralistische Schulpolitik aufgeben und sich stattdessen intensiv um

s
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die Förderung der natürlidien geistigen M annigfaltigkeiten bem ühen. 
A n ihnen liegt es. durch sachdienliche M aßnahm en in G esetzgebung 
und V erw altung den Schulen die notw endige pädagogische Freiheit 
einzuräum en und ihnen die M öglichkeit zu sichern, sich m it der Zeit 
eigene pädagogische G rundsätze zu erarbeiten. Indem sie so den V er­
fassungsgrundsatz der Freiheit der Lehre realisieren, w ie es erstm alig 
in dem Referenten-Entwurf eines neuen hessischen Schulverw altungs­
gesetzes im A nsatz vorgesehen ist, w ürde zugleich das heute vielfach 
in kollektivistischer Richtung m ißdeutete Elternrecht einen vernünf­
tigen Inhalt bekom m en. Es bestünde dann in dem Recht der Eltern, die­
jenige Schule auszuw ählen, die sie als die richtige für ihr K ind ansehen. 
A ngesichts der M annigfaltigkeit der Schulen w äre dieses Recht auch 
keine leere Proklam ation, w ie es das unter den heutigen V erhältnissen 
w eitgehend der Fall ist. D iese individualistische A usgestaltung des 
Elternrechts w ürde w eder die Freiheit der Lehre beeinträchtigen, noch 
— durch fortgesetzte M ajorisierung — M inderheiten unter den Eltern 
benachteiligen.

D ie Freiheit der individuellen Initiative und der W ettbew erb sind die 
U rsachen der vielbew underten  W irtschaftsentw iddung inW estdeutsch- 
land gew esen. Ä hnliches w ird sich auf kulturellem G ebiet ergeben, 
w enn Erziehung und Bildung in die freie V erantw ortung von Eltern 
und Lehrern gestellt w erden — vorausgesetzt, daß die Schulpolitik der 
Länder für fairen Leistungswettbew erb sorgt und sich darum küm m ert, 
daß alle Eltern ihrer Pflicht nachkom m en, den A nspruch ihrer K inder 
auf A llgem einbildung zu erfüllen. M U der schrittweisen Ü berführung 
des Schulwesens in eine solche freiheitliche O rdnung, w ie sie allein der 
»freiheitlichen G rundordnung« der Bundesrepublik entspricht, hätten 
die K ultusm inisterien der Länder, jedes in seinem G ebiet, ein w eites 
Betätigungsfeld. Ein blühendes Schulw esen w ird der Lohn solcher Be­
m ühungen sein.
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D as Prim at der K ultur im sozialen O rganism us

Für die K ultur darf nur derjenige sprechen, der aus dem H erzen eines 
unverfälschten und lebendig-freien  G eisteslebens zu sprechen verm ag. 
N icht der W irtschafter, der seine Lebensinteressen kulturell ver­
brämt, nicht der Beam te, der als D iener der G esetze in der Bew ahrung, 
und im Schutz des ihm übergebenen Rechtes sich seiner eigenen 
freien Initiative w eitgehend begeben hat. N ur der unabhängige 
M ensch, der in sich den zentralsten aller Berufe erstrebt, den „Beruf 
des M enschen", nur er findet den rechten Ton und das w ahre M otiv 
um für die K ultur im sozialen Leben zu sprechen und zu w irken.

D er unabhängige M ensch, der sich von allen Bindungen der äußeren 
sozialen N otw endigkeit in seiner m oralischen N atur frei zu halten 
verm ag, der im H inblick auf das G eistesleben in sein Eigentum  
eingetreten ist, findet in seinem selbstbew ußten Sein die K om petenz, 
für das K ulturw esen einzutreten.

Es sei noch deutlicher gesprochen:

D as Leben der K ultur setzt den vollkomm en freien M enschen vor­
aus; auch dem professionellen Lehrer in Schule und H ochschule, der 
als Beam ter in frem dem Solde steht, fehlen die zentralen K om peten­
zen, —  denn sein Staat, seine Institution verm ag sie nicht zu ver­
leihen, nicht die ehrw ürdigste Tradition, nicht die strengste K on­
fession sie zu übertragen.

Einzig die Seele, die sich selbst erhebt, sich läutert und steigert,'ge­
w innt U rteilskraft, U rteilsfreiheit, —  geistige K om petenz.

D ie m oderne M enschheit ist aus der Führung der N atur entlassen, 
die ihm bisher ihre O rdnungen angedeihen ließ. V iele überkom mene 
soziale Einrichtungen sind Reste solcher naturgegebener O rdnungen, 
die sich aber heute hem mend gegen die Bew egungsfreiheit des m ün­
dig gew ordenen M enschen stellen. A ußerhalb des organisch w irken­
den K reislaufs der N atur stellt der M ensch alles in Frage, w as ihm  
einstm als Schutz und H ülle gew ährte; er ist entlassen und verlassen. 
D arüber können die notdürftig konservierenden Elem ente von Tra­
dition und K onfession nicht hinw egtäuschen, daß die K räfte des 
naturentbundenen M enschentums in biologischer, sozialer und gei­
stiger H insicht solange chaosw ärts schießen, bis die M enschennatur 
sich in ihrem eigenen W esen erfaßt und —  w ie es G oethe gefordert 
hat —  „sich zum M aterial einer neuen Schöpfung m acht". D am it be­
w ahrt aber der M ensch nicht nur sich selbst, sondern die ganze 
Schöpfung vor dem drohenden U ntergang.
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D as K eimzentrum der notw endigen Selbsterfassung m uß also in 

Funktion gesetzt w erden.

G erade die aus der Tradition überkom m enen Restform en unserer 
Schul- und Bildungseinrichtungen stehen der jetzt notw endigen Frei­
heit dieser Funktion im W ege, und die Stromschnellen einer direk­
tionslos ungeordneten Sozialentw icklung eilen zw angsläufig den 
K atastrophen zu.

Im H inblick auf das allgemeine K ultur- und Bildungsw esen sind w ir 
noch m eilenweit von der rettenden geistigen Selbstbestim m ung, 
Selbstgestaltung: eben von der geistigen Freiheit — der K ultur­
institution im Einzelnen und im G anzen —  entfernt. D a haben w ir die 
M asse unserer Schulm eister und H ochschullehrer, die bei aller fach­
licher Befähigung noch in keiner W eise die überaus w esentliche so­
ziologische Bedeutung ihres eigenen Berufes in seiner geistig und 
institutionell von Staat und W irtschaft freien Entfaltung erkannt 
haben, sondern im G egenteil sich aller Freiheit um der w irtschaft­
lichen „Sicherheit" w illen gerne begeben. G egenüber m öglicher, 
geistig bis ins Institutionelle reichender, glanzvoll schöpferischer 
K ulturentfaltung, leben diese „K ulturträger" als Lehr- und W issen­
schaftsbeam te (!) ein eigentlich beschämendes Schattendasein, das 
nur eben durch das Beam tenprivileg in seiner Blöße gedeckt, aber 
ebendarum in seiner w ahren Entw icklung gehem m t w ird.

D er Lehrstand hat sich zum allergrößten U nglück der neueren K ultur 
noch nicht seiner eigenen Sache verpflichtet, er hat sich noch nicht, 
w ie die Ä rzte schon seit Jahrtausenden, zu einem eigenen Eid des 
H ippokrates aufgeschw ungen, sondern — und dieser U m stand m uß 
in seinem tragisch charakterlosen Zynismus erfaßt w erden — er 
leistet seine Treueide berufsfrem den und dem K ulturleben in keiner 
W eise system gerechten Instanzen, näm lich dem Staat und der W irt­
schaft. Sie sind es, die den Lehrer „anstellen", sie geben Pläne und 
D irektiven, sie schaffen die Institutionen, in denen sich eben auch nur 
ein schmächtiger G eist frei fühlen kann. O hnehin ist das Eides- 
schw ören und jedw ede Selbstbestim m ung des M enschen aus der 
K raft der Erkenntnis und des G ew issens unvereinbar — und schon 
aus diesem G runde erscheint der Beam tenstatus für den kulturver­
antwortlichen M enschen als ein in unserer geschichtlichen Situation 
gefährlicher und kaum verständlicher U nsinn. Selbsterkenntnis und 
G ew issen sind die Instanzen jedw eder Pflicht und V erpflichtung. D er 
Treueid unserer Pädagogen ist ein kom pletter A nachronismus, er geht 
in die falsche Richtung und verletzt das G rundrecht der Erziehung und 
die Lebensaufgabe der Erzieher.

U m die m enschlichen G rundrechte in Erziehung, Lehre und W issen-
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sdiaft deutlich herauszuarbeiten, soll im Folgendem gezeigt w erden, 

daß nicht nur der A rzt im H inblick auf die G esundheit der m ensch­
lichen N atur unbedingt verpflichtet ist, sondern daß auch der Lehrer 
in gleicher W eise im G anzen des K ulturwirkens eben dieser N atur in 
strengster V erbindlichkeit - und nur ihr - verpflichtet sein darf. D iese 
N atur lebt aber in der Freiheit der Entwicklung.

So trete jedw ede traditionelle M einungsbildung hier zurück und 
m ache einer reinen, einzig der m enschlichen N atur verpflichteten 
K ulturanthropologie Platz, auf die w ir dann die im sozialen O rga­
nismus zu gründende K ulturverfassung aufbauen w ollen.

I.

D urch Sozialanthropologie ist es m öglich, ein ganz neues V erhältnis 
zu sozialen Erscheinungen in G egenw art und G eschichte zu erlangen. 
Traditionen und zeitgebundene V erfassungen als gew ordene und 
vielfach überalterte Bildungen verlieren für den sozialanthropolo­
gisch U rteilenden jeden Pietätswert. Er sucht die Einrichtungen auf 
die G rundlage der m enschlichen N atur zu stellen und räum t dabei 
die historischen Ü berbleibsel zur Seite. Jedem G ruppeninteresse und 
jeglicher Parteimeinung w ird der Sozialanthropologe aus m ethodisch­
w issenschaftlichen G ründen rücksichtslos begegnen.

W ir stellen in unserer Skizze die Frage nach der Stellung der K ultur 
im sozialen O rgnismus. U m diese Frage anzugehen, fassen w ir sie 
zunächst in einem speziellen Sinne, indem w ir sie als G egenwarts­
problem stellen. Sie kann uns, w ie das in offiziellen A kadem iker­
kreisen geschieht, lauten: „D ie Stellung des Lehrers als Staatsbürger." 
So w iderw ärtig uns diese Form ulierung w egen ihrer Beschränktheit 
ist, so kann sie uns doch gerade darum zu einer drastisch deutlichen 
A nalyse des Problem s führen.

W ir fragen nun: w as ist ein Lehrer, rein seiner m enschenkundlichen  
Funktion nach? — • W as ist der Staat, rein seiner m enschenkundlichen 
Funktion nach? —  W as ist Bürgertum? —

Zunächst m üssen w ir aber, w enn auch nur in aller K ürze, uns darüber 
ins B ild setzten, w as w ir unter m ensdienkundlicher, also unter anthro­
pologischer Funktion zu verstehen haben:

M enschenkundliche Funktionen sind im engsten und w eitesten Sinne 
verstanden, organische G egebenheiten.

Im engsten Sinne verstehen w ir darunter alle organischen Bilde­
prozesse, w ie sie sich im G esam tlebensablauf vollziehen.

Im w eiteren Sinne betrachten w ir die dam it w eitgehend identisch ver-
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laufenden seelisch-geistigen Entw icklungsprozesse, die sich typisch 
in den organisch bedingten A blauf der Lebensalter fügen (K leinkind, 
Pubertät, Lebensm itte, A lter usw .).

Im w eitesten Sinne verstehen w ir unter anthropologischer 
Funktion auch alle evolutionären Leistungen, die sich auf der ge­
gebenen organischen G rundlage im freien Entfalten der seelisch­
geistigen K räfte als K ultur und Zivilisation dartun.

D er vollkom m ene A nthropologe w ird sich also auch um K ultur- 
A nthropologie und Zivilisations-A nthropologie bem ühen, w enn er 
seine m enschenkundlichen K om petenzen ganz um fassend behandeln 
w ill.

D er V orteil des eingeschlagenen W eges ist zw eifacher A rt: Erstens 
ist m an sicher, daß m an einen gründlichen, voraussetzungslosen d. h. 
exakten W eg einschlägt, zw eitens, daß m an auf diesem W ege dauernd 
das K riterium des „G esunden" oder „K ranken", des „Entw icklungs­
fähigen" oder „A bgängigen" hat. A ußerdem bietet die naturw issen­
schaftlich-anthropologische M ethode die größte G ew ähr dafür, daß 
das U rteil frei bleibt von Sym pathie und A ntipathie und sich über 
Parteim einungen und G ruppeninteressen zu erheben verm ag.

Es ist schon aus dieser Einleitung zu erkennen, daß w ir den „Lehrer" 
nicht ohne w eiteres in der Form , w ie er sich heute in Schule und H och­
schule repräsentiert, nehmen und ihn aus den unzähligen Faktoren, 
die ihn heute fördernd oder hem m end bestim men, beschreiben, son­
dern w ir w erden ein ganz reines Funktionsbild seines aus der m ensch­
lichen N atur heraus begründbaren W esens freizulegen suchen, an 
dem dann das historische und zeitliche Bild seiner heutigen Erschei­
nung korrigiert w erden kann.

G leiches ist vom Staate zu sagen. D as Funktionskonglom erat, das w ir 
heute Staat nennen, m uß erst auf seine reinen und notw endigen Ele­
m ente hin entw irrt w erden, um dann darzutun, w elches V erhältnis 
der Staat zum Lehrer, der Lehrer zum Staat im rechten und für das 
gesellschaftliche Leben förderlichen Sinne einzunehm en verm ag. —

D ie m enschenkundliche Charakteristik der reinen Staatsfunktiönen 
w erden w ir in äußerster K ürze ebenfalls bestim men m üssen.

Einen gew ichtigen Einwand, der unserem gew ählten W ege entgegen­
treten könnte, m öchte ich hier selber m achen. Es könnte m it vollem  
Recht gesagt w erden, der M ensch und alles m enschlich-gesellschaft­
liche Leben sei nicht von der bloß organisch-naturhaften Seite her be­
stimm bar. A uch nicht G eistesw issensdiaften, Religion und K unst. So­
w eit es sich um die soziale Stellung des Lehrers handele, befänden 

w ir uns in einem ebensolchen geistesw issenschaftlich-m oralischen
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Bereich, w o eben geistig-m oralische K räfte jede Q ualifikation äb- 
gäben, und die M aßstäbe dafür lägen gleichfalls in diesen geistig- 

' m oralischen Bereichen, übrigens sei Sozialw issensdiaft als G anzes 
bereits eine W issenschaft des Sollens und W erdens —  und nicht bloß 
eine W issenschaft des Seins.1 ,

D azu ist freilich zu sagen, daß w ir selber voll und ganz zur Berediti- 
gung dieses Einw andes stehen und in der Erkenntnis der Realität 
geistig-m oralischer Tatsächlichkeit lediglich dieser die Exaktheit und 
K larheit der naturw issenschaftlichen M ethodik angedeihen lassen, 
eben w eil es sich, unserer M einung und Erfahrung nach, um eine ab­
solut gleichwertig reale W irklichkeit, w ie w ir sie in der sinnenfälligen 
N atur finden, auf dem geistig-moralischen Felde handelt.2

H ier streifen w ir ein erkenntnistheoretisches Problem ersten Ranges, 
um das sich jeder geistig verantw ortliche M ensch bis zur völligen 
G ew ißheit m ühen sollte.

D er aufm erksam e Beobachter unseres G edankenprozesses w ird bei 
den Begriffen

„anthropologische Soziologie" 
„K ulturanthropologie",
„ Sozialanthropologie“, 
„Zivilisationsanthropologie"

die U m tauschbarkeit der naturw issenschaftlichen und geistesw issen­
schaftlichen A spekte bereits w ahrgenom men haben und nicht bei 
dem unfruchtbaren D ualism us stehen bleiben, der darin besteht, der ^ 
N atur gegenüber allein O bjektivität zuzuerkennen, die ja ohne ord­
nende G edanken nur w ie eine verwirrte und verw irrende M aterial- 

- m asse erscheint und erst eben durch W issenschaft, die letztlich im mer 
G eistesw issenschaft ist, ihren objektiven Charakter erhält.

D er A nthropologiebegriff selbst ist bereits die geistesw issenschaft­
lich-naturw issenschaftlich intim ste Synthese der Polarität N atur und 
G eist, die im M enschen als einzigartigem  W eltphänom en erscheint. .

*

Betrachten w ir m it dieser unserer anthropologisch-phänom enolo­

gischen M ethode die Funktionserscheinung des Lehrers.

W arum und w ie ist er da? —

„D er M ensch" sagt Pprtm ann, „ist das lernende W esen". —

D am it haben'w ir die entscheidende, biologisch-naturw issenschaftliche,

• * Ein bekannter Philosoph sprach ihr dagegen die W issenschaftlichkeit überhaupt ab.

‘ D ie m angelhafte Einsicht in diesen Tatbestand hat die m oderne M enschheit an den A bgrund 
ihrer Existenz geführt und noch ist eine Erhellung des Bew ußtseins nirgends am sozial­

praktischen V erhalten abzulesen.
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— eben anthropologische — Tatsache ausgesprochen, die eine ab­

grundtiefe Trennung gegenüber der O rgan-U m weltdeterm ination der 
instinkthaft geführten Tierw elt aufreißt. D ie Lernfähigkeit des M en­
schen ist die fundamentalste Tatsache der A nthropologie überhaupt, 
die gleichzeitig als organbiologische Erfahrung und als geistesw issen­
schaftliche Selbstw ahrnehm ung des im m anenten Bew ußtseins in der 
Freiheitserfahrung gipfelt.3

U m die Lernfähigkeit, das Phänom en geistigen W achstum s als U r- 
phänomen der geistigen N atur des M enschen zu charakterisieren, ist 
die Frage nach den G renzen dieser Zentraleigenschaft zu stellen.
D ies kann demjenigen, der bei sich selber die rein geistige Phänom e- 
nalität als Selbstbeobachtung nicht genügend beobachtet hat, w eil er 
seine Energien noch nicht bew ußt genug in diese Richtung w andte, aus 
dem Tatsachenbereich der m enschlichen G ehirnforschung dargetan 
w erden.

N eben bestimm ten N ervenfunktionszentren, die schon der neu­
rologischen Forschung des letzten Jahrhunderts bekannt gew orden 
w aren, gibt es w eite Bereiche, die m an als stum me Zonen bezeichnet 
und die bei Läsionen der Funktionszentren neu ergriffen w erden 
können und durch Ü bung im „freien Lem im puls" ausgefallene Zen­
tren bis zur G leichw ertigkeit ersetzen können. D as ganze Stirnhirn, 
das der m enschlichen Physiognom ie den ausgezeichneten geistigen 
Charakter des H auptes und der G esichtsbildung verleiht, ist - bisher - 
als vielfach stumm e Zone eine w ahrhafte terra incognita einer w eiten 
künftigen Entw icklung der G attung, die dem Einzelindividuum , w ie 
es geniale N aturen in bew undernsw ürdiger W eise zeigen, offen steht. 
A uf heilpädagogischem Felde w erden diese Tatsachen von auf­
geschlossenen Pädagogen m ehr und m ehr genützt, so daß m it der Zeit 
ein w irklich heilendes H ilfsschulw esen zu erw arten ist.

D er Lehrer selbst ist für das Phänom en der m enschlichen Lernfähig­
keit das w ichtigste Beispiel, denn er ist nicht nur Lehrer der K inder, 
Lehrer lernbegieriger Erw achsener, sondern, w enn er fruchtbringend 
lehren w ill, selber ein in sich w eiter und w eiter Lernender.4 

D as Lernen, das allgem ein m enschliche V erm ögen Fähigkeiten zu 
entwickeln  nach intellektueller, nach em pfindungsm äßig-künstlerischer 
und nach der m oralischen Seite hin, das m acht die führenden K räfte 
in der m enschlichen G esam tnatur aus, und der Beruf des Pädagogen
3 D ie Erbbiologie m it ihren vererbungsm edianisdien H ypothesen hat bisher —  in einer gegen 
die Tatsachenwelt isolierten H artnädcigkeit —  ihre Chromosom-Genkombirtaiionen betrieben. 
N euerdings hat D r. H ermann Poppelbaum in seinem Buche „Entw icklung, V ererbung und 
A bstamm ung“, Philosophisch-A nthroposophischer V erlag, D ornadi/Schw eiz 1961, die er- 
kenntnistheoretiscfae G rundlosigkeit der ganzen D isziplin nachgew iesen.

* V gl, die Einheit von Lehre und Forschung der deutsdjen U niversität, die um  ihrer in dieser 
Einheit begründeten Fruchtbarkeit nie gehem m t w erden dürfte.
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steht an allerw ichtigster Steele inbezug auf alles, w as den M enschen 
zum M enschen m acht, inbezug auf die K ultur überhaupt.

A lle übrigen Sozialbereiche erhalten letztlich von der lernend leh­
rend und lehrend lernenden G eistesfunktion ihren kulturellen Ein­
schlag, ihre m enschlich w ürdige G estaltung.

G ewiß, m an kann sagen, die elem entar an physische Seinsnotw endig­
keiten gebundenen Bedürfnisse w ären auch' ohne diese eigenm ensch­
liche Lern- und Lehrfähigkeit da, ja sie w ären es gew iß im Sinne 
einer völlig organ- und instinktgebundenen Tierw irtschaft; aber da­
m it w äre der M ensch als M ensch überhaupt nicht existent, denn er ist 
ja schon M ensch von seiner G eistigkeit her, ehe er auch nur das ge­
ringste irdische W erk in A ngriff nim mt (siehe die Entw iddung des 
K indes).

\
A lle Sozialbereiche erhalten von der Lern- und Lehrbefähigung der 
m enschlichen N atur her ihre Bestim m ung, so das W irtschaftsleben, 
so auch das G esellschaftsleben. Beide letztgenannten sind G ebiete, 
die sich sozialanthropologisch erst vom Zentralim puls der Lern­
fähigkeitsfunktion aus in A bleitung auf elem entare aber funktionell 
peripherische Seinsbereiche entw ickeln. In der Lernfähigkeit ist der 
M ensch organisch-geistig eine in sich abgeschlossene Einheit, die 
sich allerdings an den peripherischen Erlebnisbereichen entfaltet, 
um aber im m er w ieder zu sich selbst, als dem höchsten Ziel, zurück­
zukehren. D eutlicher: Lernfähigkeit ist A usgangspunkt und Ziel aller 
m enschlicher Lebensveranstaltung.

Im Sinne unserer D arstellung ist der Lehrer der bew ußte Lenker und 
G estalter dieser Funktion. Ihm und seiner W irkungsphäre, der K ultur, 
gebührt also sozialanthropologisch ein absolutes Prim at in der 1 
Sozialordnung.

II.

Ehe w ir nun auf das V erhältnis des Lehrerberufs zum Staatsleben ein- 
gehen, ist es notw endig, das W esen des Staates selbst nach der ein­
geschlagenen sozialanthropologischen M ethode zu bestim m en.5

5 D er bisherige Staatsbegriff ist ja, trotz seiner seit M achiavelli angem aßten Starre, der 
schw ankendste und trügerischste aller Sozialbegriffej er faßt den allergrößten W irrw arr von 
A uffassungen zusam m en, auf die alle einzugehen, völlig unm öglich ist.
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M it w enigen W orten sei aber zunächst die Steilung der W irtsdiaft 
im sözialanthropölogischen G efrige angedeutet:

In der W irtschaft w erden W erte geschaffen, w elche der 'lern- und 

lehrfähige M ensch dem bloßen N atursein abgew innt. D ieser w erte- 
schaffende Bereich ist also in dieser Beziehung völlig vom kulturell­
geistigen Prim ärbereich durchdrungen. A ber er bildet insofern eine 
eigene Seinsfunktion, als in ihm die m enschlich-geistigen Prim ärkräfte 
zunächst nur naturangreifend und naturverw andelnd w irken (Zivili­
sation), um Rohprodukte, H albprodukte, N utzgüter elem entar-phy- ' 
sischer Bedürfnisse (N ahrung, K leidung, W ohnung) zu schaffen.

W irtschaftsleben im Sinne einer bloßen Zivilisation:

*
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Staat
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f \
* Kultur \
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t »
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In diesem Stadium haben w ir es nur m it dem Phänom en der Zivili­
sation zu tun.
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Bewirken die geistigen Primärkräfte dagegen eine w eitere U m w and­
lung über den bloß physischen und physiologischen N utzen hinaus, 
so w erden die Produkte den G estältausdruck des G eistig-W esenhaften  
annehm en.

W irtschaftsleben im Sinne einer völligen K ulturverfassung:

K ultur entsteht.

Wirtschaft
i

Staat

Kultur

\ f

D am it haben w ir, w enn auch nur sehr skizzenhaft, das Prim at des 
K ulturell-G eistigen gegenüber allem W irtschaftlichen dargetah. W ir 
können also im Sinne unserer Them atik, in leichter A bw andlung der­
selben, das V erhältnis des Lehrstandes {gem eint sind selbstverständ­
lich w ieder alle K ulturfunktionen) zur W irtschaft so ausdrücken, daß 
w ir sagen: D ie W irtschaft, die alle ihre Im pulse vom m enschlichen 
G eist, der sie belehrt und leitet, em pfängt, ist verpflichtet, ihre Reich- 
tüm er nicht im eigenen Bereich zu stauen, zu horten oder sinnlos zu 
verschleißen und zu vernichten, sondern die gew onnenen K räfte,, zur 
Steigerung, zur V eredelung und im  Sinne der geistbestim m ten m ensch­
lichen Bedürfnisse zurückströmen zu lassen und als K ultur auf- 
zuerbaüen.

A uch innerhalb der W irtschaft selber bestim men zw ei geistige Fak­
toren den w irtschaftlichen Prozeß {w enigstens der W irtschaft einer 
freien G esellschaftsordnung ohne Plan-D iktatur), näm lich unm ittelbar 
in der Produktion der schaffende G eist des unternehm enden M en­
schen (W irtschaftsleitung und W irtschaftsleistung gem einsam ), w ie 
im K onsum bereich das nach Q ualität A usschau haltende Individuum .
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I I I .

D e r ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA L eh r e r  a ls S ta a ts b ü r g e r

D ie sozialanthropologisdie  Funktionsbestimm ung desjenigen, w as w ir 
als Staat, bezeidm en, ist für unser Them a von höchster W ichtigkeit. 
Jede konventionelle Betrachtungsart w ürde uns in die V ielzahl der 
Parteim einungen hineinziehen, die alle nach Staatsherrschaft 
und über diese nach einseitiger Bestim mung der K ultur und nach 
W irtschaftsm acht streben. Schon der Begriff des Staatsbürgers ist aufs 
schw erste m it dem O dium jenes staatsbürgerlichen W ohlver­
haltens belastet, das in den letzten Jahrhunderten so vielfach zu 
A bsolutism us, zu national-vaterländischem M achtstreben, kurz, zu 
jenen extrem unfreiheitlichen Spannungen zw ischen den V ölkern 
verführt hat, das keine V erträge und keine V erträglichkeit kennt, 
sondern nur sinnlose Selbstbehauptung und nationalen Egoism us. 
U nter diesem A spekt bezeichnen w ir jede latent auftauchende M ög­
lichkeit eines M achtvollzuges um  seiner selbst w illen, auch des gering­
fügigsten autokratischen Elementes, der geringsten Spur totalitären 
V erhaltens vom sozialanthropologischen Standpunkt aus, als einen 
K rankheitszustand der m enschlichen G esellschaftsordnung.

G ehen w ir zur positiven funktionellen D arstellung der Staatssphäre 
über:

In ihr begegnen sich alle autonom en Einzelm enschen zur B ildung ihrer 
Rechtssphäre.

Begegnet sich in der K ultur der M ensch m it seiner in ihm selber w irk­
sam en G eistsphäre — (D er M ensch ein Lernender) —  und bedeutet 
die schöpferisch fruchtbare Begegnung m it der äußeren N atur 
„W irtschaftsleben", dann bedeutet die Begegnung , von M ensch zu 
M ensch Sozietätsbildung, Bildung des Sozialorgans, Bildung einer 
Rechtskörperschaft —  Staat.

In der rechtswaltenden Funktion liegt die sozialanthropologische 
W irkung des G em einw esens, die w ir m it diesem leider so statischen 
und die Sache schon nicht m ehr treffenden A usdruck „Staat" be­
zeichnen. (Staat: w as bestehen soll. —  V gl.: „W ährung".)

D ie Funktionsorgane des Staates lassen sich durch drei w esenscharak­
teristische Rechtsfunktionen bestim m en:
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1. Legislative (relatives Recht) m it dem volkssouveränen W ahlrecht 
(direkte D emokratie).

2. V erfassungsrecht (absolutes Recht, N aturredit, unw andelbar).

3. Exekutivrecht (praktisches Recht).

D abei ist zu beachten, daß das gesam te Legislativrecht von der K ultur­
souveränität —  denn sie allein ist V olkssouveränität —  ausgeht und 
ausgehen m uß!

W ir kom m en zur grundsätzlichen Charakteristik der Stellung von 
Lehrer, Schule und Bildungsw esen:

Im Sinne der kulturanthropologischen D arstellung, die w ir oben ge­
geben haben, gebührt diesem Bereich im Sozialgefüge absolute A u­
tonom ie. V on einer Staatsschule kann nicht m ehr gesprochen w er­
den; eher könnte von einem Schulstaat ausgegangen w erden, 
dessen V erfassung allerdings nicht ein irgendw o aufgestelltes H err­
schaftssystem sein sollte, sondern A utonom ie jeder einzelnen Fakul­
tät gem äß der ursprünglich reinen V erfassung der deutschen U niver­
sität m it periodisch w echselndem Rektorat o.der D irektorium und ab­
soluter Lehrfreiheit des Einzelnen.

D er Lehrer ist in diesem Sinne ein vorbildliches G lied der Sozial- - 
V erfassung als G anzes, denn in ihm findet die A utonom ie jedes Staats­
bürgers ihr V orbild. D er K ultur, die er vertritt, gebührt das absolute 
Prim at im sozialen O rganism us, dessen M ittelglied künftig lediglich 
das Rechtskontinuum und seine dauernde A npassung an das leben­
dige W achstum von K ultur und W irtschaft zu w ahren hat. D er Staat 
erzieht nicht, w enn er sich w irklich jeder absoluten und autokraten 
Reste begibt, ebensow enig, w ie er in einer liberalen W elt w irt­
schaftet.

Im O sten stellt der Staat beiden G ebieten —  der K ultur und der W irt­
schaft —  gegenüber H errschaftsansprüche, denen die A utonom ie der 
Persönlichkeit völlig aufgeopfert w ird. D ie A lternative der freien 
W elt ist dem O sten gegenüber bisher nur sehr keim haft entw ickelt —  
m erkw ürdigerw eise hauptsächlich auf w irtschaftlichem Felde —  und 
hier noch unvollständig genug. — A uf dem Erziehungsfeld besteht 
sozialstrukturell noch keine echte Freiheitskonstitution.

D arum lautet die sozialanthropologische A uskunft zur Stellung des 
Lehrers im Staate:

—  „Völlige Freiheit und Selbstverw altung für die K ultur!". —

D r. Lothar V ogel
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W er erzieht unsere K inder?ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

F r e ih e it o d e r  P la n u n g  im  B ild u n g sw e se n

D ie D iskussion um eine Bildungsreform ist nach w ie vor im G ange. 

Bei der Fülle der vorliegenden V orschläge und am tlichen V erlaut­

barungen, die zum Teil w ertvolle pädagogische G esichtspunkte und 

interessante organisatorische G edanken enthalten, fällt auf, daß so­

w ohl' die G rundsatzfrage nach der erzieherischen K om petenz 

als auch die verfassungsrechtliche Seite des Problem s über­

haupt nicht oder in unzureichendem U m fange behandelt w erden.

Es besteht Einigkeit darüber, daß der dem okratische Rechtsstaat nicht 

—  w ie der totalitäre M achtstaat —  die Schule seinen Zielen unter­

w erfen darf. N icht klar ist jedoch, w elche A ufgaben der dem okra­

tische Staat überhaupt auf dem G ebiete des Erziehungs- und Bildungs­

w esens hat. D ieser Fragestellung kom m t angesichts der A useinander­

setzung zw ischen dem freiheitlichen W esten und dem totalitären 

O sten eine überragende Bedeutung zu. K ann z. B . aus A rtikel 7, A bs. 1 

des G rundgesetzes von 1949: „D as gesam te Schulw esen steht unter 

der A ufsicht des'Staates", abgeleitet w erden, daß der dem okratische 

Rechtsstaat allgemeinverbindliche zentrale Bildungspläne aufstellen  

und die Erziehungsziele säm tlicher Schulen nach festgelegten N orm en 

bestim men darf? In der Bundesrepublik D eutschland beansprucht der, 

Staat dieses Recht.

W arum w idersetzen w ir uns aber jeder Beeinträchtigung der Presse­

freiheit durch den Staat und überlassen ihm gleichzeitig das M onopol, 

im Bildungsw esen? W arum soll gerade dort die geistige Freiheit 

einem staatlichen D irigismus w eichen, w o es sich um die Bildung der 

für das ganze Leben entscheidenden G rundbegriffe und -anschauun- 

gen handelt? D as Bildungsw esen ist für die G ew innung eines selb­

ständigen U rteils und für die M einungsbildung w eit bedeutsam er als 

die Presse. Birgt das Schulm onopol für D emokratie und Freiheit nicht 

ebenso eine G efahr in sich w ie ein Pressem onopol? A uch einer demo­

kratisch zustandegekomm enen Regierung, die unser volles V ertrauen 

besitzt, w erden w ir keinen Einfluß auf die Presse geben. M üssen w ir 

ihr nicht m it gleicher Strenge den Einfluß auf die Schule versagen?
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D ie Entscheidung dieser Frage ist für die kulturelle und gesellschaft­

liche Struktur und Entw icklung unseres V olkes von ganz em inenter 

Bedeutung. D enn m üssen w ir nicht in einer Festlegung von Einheits­

norm en, nach denen alle M enschen zu erziehen sind, geistige G leich­

m acherei erblicken? M uß nicht diese kulturelle Standardisierung der 

Jugend der V erm assung der breiten V olksschichten völlig unnötiger­

w eise V orschub leisten?

In A rtikel 5, A bs. 3 des Bonner G rundgesetzes heißt es: „K unst und 

W issenschaft, Forschung und Lehre sind frei." W as berechtigt zu der 

heute praktizierten U nterscheidung zw ischen einer „höheren “ Lehre 

(an den U niversitäten), deren Freiheit durdi die V erfassung geschützt 

ist, und einer „niederen" Lehre (an den allgem einbildenden Schulen), 

' deren Inhalt vom Staat bestim m t, also nicht frei ist? G arantiert nicht 

A rtikel 3 A bs. 1 G G ohne Einschränkung, gleiches Recht für alle 

Lehrenden?

U nsere V erfassung ist nicht der M einung, daß das breite V olk —  

im G egensatz zu den A kadem ikern etw a —  so unm ündig sei, daß es 

nicht in der Lage w äre, die A rt derv B ildung für seine K inder auszu­

w ählen, und daß es deshalb notw endig sei, diese A usw ahl der Büro­

kratie zu übertragen; dann hätte sie auch die viel schw ierigere A uf- , 

gäbe der W ahl des Parlaments den A kadem ikern und der Bürokratie 

überlassen! —  G ibt nicht A rtikel 6, A bs'. 2 G G m it der Form ulierung:

D ie „Erziehung der K inder ist das natürliche Recht der Eltern und die 

zuvörderst ihnen obliegende Pflicht", den Eltern gerade dieses Recht 

der A usw ahl des Bildungsganges, d, h. das Recht diejenige Schule zu 

w ählen, die sie als am besten geeignet für ihr K ind ansehen?

O der steht all dem A rtikel 7, A bs. 1 G G , als die Freiheit ausschließenöe 

A usnahm eregel, gegenüber? K ann aus dem Begriff der staatlichen 

Schulaufsicht abgeleitet w erden, daß unser dem okratischer Rechts­

staat zum D irigismus und zur Bevorm undung seiner Bürger im  Bereich 

der Schule berechtigt ist? —  „A ufsicht" heißt, den M ißbrauch der Frei­

heit hindern, ihren G ebrauch jedoch zu achten und ihn zu schützen 

vor privater M acht. D er Staat soll durch seine A ufsicht über die 

Schulen- ebenso w ie durch seine A ufsicht über die Eltern (A rt. 6 A bs. 2

i
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G G : über ihre Betätigung w acht die staatliche G emeinschaft") - den 

K indern ihr Recht auf B ildung sichern, nicht aber die Erziehung selbst 

in die H and nehm en. Ist es eines Staatsw esens, das sich seiner Frei­

heit rühm t, nicht unw ürdig, einen V erfassungssatz, der seinem W ort­

laut und seiner Stellung neben den anderen Freiheitsrechten nach, 

die Freiheit als gegeben voraussetzt, im Sinne der U nfreiheit, im  

, Sinne der H errschaft des Staates, über die Bildung des M enschen zu 

interpretieren? ,

N ach dem Privilegienw esen der feudalistischen V ergangenheit konnte 

m an in der Einführung des obligatorischen Besuchs der V olksschule 

und deren Einrichtung durch den Staat einen Fortschritt sehen. D er 

' inzw ischen eingetretenen allgem einen Befreiung und D em okratisie­

rung des gesellschaftlichen Lebens ist das so entstandene staatliche 

Schulw esen jedoch nicht gefolgt. W as vor über hundert Jahren in 

gew isser W eise eine Errungenschaft w ar, ist heute längst überholt 

• und einer N eugestaltung bedürftig. Es ist an der Zeit, daß die H err­

schaft des Staates — nicht zugunsten der H errschaft irgendw elcher 

V erbände oder K örperschaften, sondern — zugunsten um fassender 

' Freiheit des G eistes abgelöst w ird. Für die in der D iskussion um eine 

Schulreform in so reichem M aße zutage getretenen pädagogischen 

Erkenntnisse m uß eine —  ihre freie und selbstverantw ortliche Reali­

sierung zulassende —  O rdnung des Bildungswesens noch geschaffen 

w erden. Ihrer D arstellung dient die Schriftreihe „Beiträge zu einer 

freiheitlichen O rdnung des Bildungswesens",* m it der w ir eine A n­

regung geben m öchten, die ordnungspolitischen G rundlagen unserer 

kulturellen und gesellschaftlichen Entw icklung für unsere Zeit neu 

zu durchdenken.

D rv.

* Folge I .D em okratie und Schule' —  Folge II .D as Elternrecht und das D eutsche Bildungs-

• w esen“ —  Folge III .D er Föderalismus und das D eutsche Bildungsw esen' kostenlos zu be- 
zieK en von der G esellschaft zur Förderung eines freien öffentlichen Schulwesens E. V -, 
H eidenheim/Brenz, Brucknerstraße 1, Telefon 2183.

46



SeminarihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA für freie Ordnung 

der Wirtschaft, des Staates und der Xultur

10. Tagung
vom  l.bis9. A ug. 1961 in  H ard (Bodensee) b. Bregenz (V orarlberg) * ,

Die Sozialordnung als Organ der Freiheit
D as Sem inar lädt Sie ein, an seiner 10. Tagung teilzunehm en, die ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
v o m  1 .— 9 . A u g u s t 1 9 6 1 in  H a r d /B o d e n s e e , 5  k m  v o n  B r e g e n z (V o r a r lb e r g )  
stattfindet. H ard, liegt in der N ähe der Rheinm ündung, an der „D reiländer- 
ecke'1, w o Ö sterreich, die Schw eiz und  D eutschland sich berühren. (Es ist der 
W ohnort unseres Freundes O tto  V a le n t in ,  V erfasser des bedeutenden Budies: .D ie Ü ber­
w indung des Totalitarism us’, M aier-V erlag D ornbirn). .

E s soll auf dieser Tagung nicht so sehr Elementar- und Spezialwissen ver­

m ittelt w erden; das W issen soll, w ie es W ern e r S c h m id einm al aussprach, 
als. „Turngerät“ zum Erüben der universellen Erkenntnis- und A rbeits­

m ethode dienen. —  Es soll ein Einblick gew ährt w erden in d ie g r o ß e , v ie l -  
• g e s ta lt ig e  u n d  fa r b ig e  W e lt d e r  F r e ih e it u n d  ih r e r  O rd n u n g .

PROGRAMM (Ä nderungen V orbehalten)

Es sprechen in den Hauptvorträgen u. a.:

P r o f . D r . M a r g r e it e r ,

I n n sb r u c k :

Redakteur

F r ie d r ic h  S a lzm a n n , B e r n :

/

U ber die Freiheit

Können unsere Schulen mehr tun iür die 
staatspolitische Bildung?

Die Schweizer Demokratie -
zum 1. A ugust, dem  N ationalfeiertag der Eidgenossenschaf

A ltnationalrat
W erner Schm id, Zürich:

Prof. D r. Paul D iehl, 
M ünchen:

D r. H einz-H artm utV ogel, 
H eidenheim/Brenz,
V orsitzender der G esellschaft 
zur Förderung eines freien, 
öffentlichen Schulw esens.

D r. Lothar V ogel, U lm
H erausgeber  der  Schriftenreihe 
.Fragen der Freiheit’

H s w ir k e n  a u ß e r d em  m it  
a u s D eu ts c h la n d :

Otto Lautenbach

Das Menschenbild als Inhalt der naiurrechtiichen 
Forderung nach kulturelier Freiheit 

Die Ireie Gesamtordnung des Wirtschaits-, 
des Rechts- und des Kulturlebens

Eckhard Behrens, Frankfurt/M .; H einz Eddioff, H eidenheim ; 
Irene  Lauer, M arburg/Lahn; A ndreas Papendiedc, Tübingen 
Fritz Penserot. K irn/N ahe; H erbert Spies, H eidenheim ; 
D iether V ogel, Bad K reuznach; Referat: „ N e u e  W eg e  f r e ih e it ­

l ic h e r  P o lit ik * !  Peter  W einbrenner, N ürnberg,
A lois D orfner, Linz/D onau; Julius K ronegger, D orn­
birn/V orarlberg.

* V gl. auch die Einladung des Sem inars in den Folgen 21 u. 22 ^Fragen der Freiheit'

a u s Ö s te r r e ic h :
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D ie n s ta g ,ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 1 . A u g u s t 1 9 6 1

15.30-17.30 U hr '

M ittw o c h , 2 . b is  
D ie n s ta g , 8 . A u g u s t

9.00-10.30 U hr

Erölinung, Vorbesprechung, Einleitungsreierat.

K u r s : Die Kulturordnung
W esen und U rsachen des kulturellen Reichtum s der 
N ationen bedürfen ebenso sehr einer gründlichen U nter­
suchung, w ie die des w irtschaftlichen Reichtum s sie seit 
200 Jahren erfahren. D ie V erbesserung der W irtschafts­
ordnung aufgrund der w issenschaftlichen Erkenntnisse führte 
zu einer ungeahnten Steigerung ihrer Produktivität. -  
D as U nbehagen an der kulturellen  .Entwicklung hat reale 
G ründe: D ie K ulturordnung  ist D icht genügend funktions- 
fähig, sie ist unterentwickelt im  V ergleich zur W irtschafts­
ordnung. w eil sie im  G egensatz zu dieser in den letzten 
150 Jahren nicht entscheidend verbessert w orden ist. .

. M it tw o ch , 2 . b is  
D ie n s ta g , 8 . A u g u s t  
11.00-12.30 U hr

K u r s : Grundprobleme der Wirtschaftsordnung 
M arktw irtschaft: Planw irtschaft; G eldwertstabilität: D auer­
vollbeschäftigung  i — evtl, parallel dazu K urs über aus­
gew ählte Einzellragen der W ährungsordnung.

Mittagspause die zur Erm öglichung  von  Einzelgesprächen - 
auch m it Referenten - besonders lange gehalten ist.

12.30-15.30 U hr

i

M ittw o c h , 2 . b is  
F r e ita g , 4 . A u g u s t

15.30-17.30 U hr

K u r s : Partnerschaft von Kapital und Arbeit 
D ie N euordnung des Produktionsfaktors K apital erzw ingt 
nicht nur eine N euordnung des Produktionsfaktors Boden, 
sondern auch des Produktionsfaktors A rbeit: Bei D auer- 
vollbeschäftigung  w ird die  auf  dem  Lohnverhältnis  beruhende 
Betriebsverfassung funktionsunfähig. D ie alte Forderung 
.A rbeitskraft datf nicht W are sein" w ird durch die A b­
schaffung des.Lohnverhältnisses, das einen Produktivität«-' 
hem m enden Interessengegensatz von K apital-und A rbeit 
beinhaltet, zugunsten ihrer Partnerschaft - m it gleich­
gerichteten Interessen — erfüllt. ,

S o n n a b e n d , 5 . b is  
D ie n s ta g , 8 . A u g u s t

15.30-17.30 U hr

K u r s : Eodenordnung und Marktwirtschaft 
W o liegt die G renze zw ischen Stadt - und Landesplanung  
und einer staatlichen Standortplanung, die aus einer 
M arktwirtschaft eine schlechtfunkt  ionierende,und ungerechte 
Privilegienwirtschaft m achte? D ie heutige ßodenordnung 
befindet sich längst auf diesem  A bw eg. G eben die Boden­
reform vorschläge eine befriedigende A ntwort?

Abendpause

Abendvorträge

17.30- 19.30 U hr

19.30- 21.30 U hr>

AbschluBreferat: W o bedarf unser Bild von der sozialen 
G esam tordnung noch der V ervollständigung?
(noch zu lösende Probleme) Eckhard Behrens

M it tw o d i , 9 . A u g u s t
9 U hr

Schlußvortrag von D r. Lothar V ogel 

Abreise nach dem  M ittagessen

Program m gestaltung  Eckhard Behrens, Frankfurt/M ain, Frelherr-v.-Steinstr.22

t
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O r tihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA d e r T a g u n g : H ard (Vorarlberg/Ö sterreich), 5 km  von Bregenz

V orläufiges Tagungsbüro: Frau A . V alentin, Steinlache 19.

A b 1. 8. 1961 10 U hr Tagungsbüro: G asthof „Zum  Löwen".

i

Q u a r t ie r e : P r iv a tq u a r t ie r e in beschränkter A nzahl zu günstigen  
Preisen (ab S 20,— ),

Ü b er n a ch tu n g en  in  G a s th a u s u n d  H o te l von S 55,—  an.

•Bei Teilnahm e m it Ü bernachtung in Privatquartier, G ast­
haus oder H otel ist die A nm eldung —  w egen regen  
Reiseverkehrs —  rechtzeitig erforderlidi bei „Fragen der 
Freiheit" (H . K lingert), Bad-Kreuznach, M annheim erStr, 60.

Z e ltm ö g l ic h k e ite n m it K ochgelegenheit auf m ehreren  
Cam pingplätzen in und nahe bei H ard.

D arüberhinaus w e ite r e S c h la fg e le g e n h e it (gratis) in eige­
nen G em einschaftszelten' des Sem inars. (D ann m öglichst 
Luftm atratze, Schlafsack und D ecken m itbringen.)

D ie  M ahlzeiten können  preisw ert im  G asthof „Zum  Löwen" 
eingenom m en w erden. Es ist jedoch auch ganze oder 
teilw eise Selbstverköstigung m öglich.

D er K ursbeitrag beträgt für Erw achsene 14,— • D M , für 
Studierende und Schüler 7,—  D M . D er Beitrag kann in  
allen berechtigten Fällen erm äßigt oder ganz erlassen  
w erden.

V er p f le g u n g :

T a g u n g sb e it r a g :

W e ch s e lk u r s : S 1 .—  = D M  0,15.D M  1 ,—  — S  6,47

Zur Einreise nach Ö sterreich genügt der. Personalausw eis.

A n einem  der A bende w ird H err H e lm u t R e im er , W uppertal, m it verteilten  
Rollen ein Spiel „ K lm o n is c h e r  F r ie d e"  zur V orlesung bringen.

P e r s o n a la u sw e is :

E in e  B o d e n s e e r u n d fa h r t ist —  falls von den Teilnehm ern erw ünscht •—  vor­
gesehen. .

B a d e s tr a n d  entlang der Seebucht und an der Bregenzerach bietet reichlich 
G elegenheit zum  Schw im m en.

N a c h  B e e n d ig u n g  d e r  T a g u n g  fahren einige Tagungsteilnehm er in das H och­
tal F e rw a ll , nahe A rlberg, 1500— 2300 m . H errliche unberührte N atur, w enig  
Frem denverkehr, leichte Bergw anderungen, H irten m it ihren Pferde-, K uh- 
und Ziegenherden. —  D ie Zelte des Sem inars w erden m itgenom m en.
W er nodi Zeit und  Lust hat, ist herzlich eingeladen, sich zu beteiligen.
A uch hierzu ist frühzeitige A nm eldung erforderlich.

A n m e ld u n g  u n d  A u sk ü n fte : „Fragen der Freiheit", H . K lingert, Bad K reuz­
nach, M annheim er Straße 60.
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Ü b e r s ic h t ihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA ü b e r d ie in  „ F r a g e n  d e r F r e ih e it"  

s e i th e r  b e h a n d e lt e n  T h em en :

D ie fettgedruckten Them en behandeln schulrechtlidie Problem e.

Folge 1: D ie  K r is is  d e s  E r z ie h u n g sw e s e n s  •  F r e ih e it d e r  K u ltu r  —  e in e  d r in -  
(vergriffen) g e n d e  F o r d e r u n g  d e r  G eg e n w a r t  - „ G e d a n k e n  z u r  f r e ie n  E rw a c h s e ­

n e n b i ld u n g “

Folge 2: S c h u le  u n d  S ta a t -  D ie  S c h u le  a ls  P o li t ik u m  • „ D ie  S te l lu n g  d e r  B il-  
(vergriffen) d u n g  in  d e r  n e u e n  S o z ia ls t ru k tu r “

Folge 3: U n g e h in d e r te r Z u g a n g  fü r a l le z u  d e n  B ild u n g s g t t te r n  - Bewußt- 
seinsstufen des M enschen

A n der Schwelle des A tom zeitalters - Erlaubt die dem okratische 
Staatsform  die Lösung sozialer Fragen - U ber die System gerechtig­
keit zw ischen K ultur, Staat und W irtschaft in der D em okratie; 
„ F o rd e r u n g e n  a n  u n s e r  B ild u n g s s y s t em "  - A n die sich verantwort­
lich Fühlenden

Folge 5: S ta a t l ic h e o d e r f r e ie E r z ie h u n g  - D enkm ethode und Sozialpolitik

F o lg e 6: „ D ie  W ü rd e  d e s  M en s c h en  i s t  u n a n ta s tb a r  . . -  U b e r  N o tw e n d ig ­
k e it  u n d  M ö g lic h k e it  e in e r  f r e ie n  E r z ie h u n g  - Erste A rbeitstagung- 
eines Sozialpolitischen Sem inars

Folge 7: Freiheit —  Illusion oder W irklichkeit - D ie funktionalen Zusam ­
m enhänge in der sozialen G esam tordnung - D ie neue W eltm acht 

Folge 8 ; G ru n d g e s e tz u n d  S c h u lr e c h t - A p e r cu s z u r E n ts te h u n g sg e s ch ic h te  
d e s  A r t. 7  d e s  G ru n d g e se tz e s  - M öglichkeiten einer evolutionären 
U m gestaltung unserer Sozialordnung - Freiheit, G leichheit, Brüder­
lichkeit - Bericht über das zw eite Sozialpolitische Jugendsem inar - 
„ F r e ih e it ,  B in d u n g  u n d  O rg a n is a t io n  im  d e u t s c h en  B ild u n g sw e s e n "  - 
Brief aus U SA

Folge 9: Tendenzen und Problem e der gegenwärtigen G eschichtsperiode - 
D ie freie W elt in der Sackgasse? G edanken zum kalten K rieg - 
A lexis de Tocqueville —  Zu seinem  100. Todestag (16. A pril 1859) - 
Brief aus U SA  . .

Folge 10: D ie  V e ra n tw o r tu n g  d e rS o z io lo g ie : I .D a s  P r o b lem  - I I .  F r e ih e it l ic h e  
O rd n u n g  o d e r M a s s e n g e s e l ls c h a f t? - I I I . D ie O rd n u n g  d e r H e r r - 
s c h a f ts lo s ig k e it - IV . D a s B ild u n g sw e s en  in  d e r f r e ih e it l ic h en  G e ­
s a m to r d n u n g  - Pierre Joseph  Proudhon  —  Zu seinem  150. G eburts­
jahr

Folge 11: D ie funktionsfähige W ährung - D ie G oldw ährung - D er U rsprung  
des G eldes im  M ythos - Berichte über die dritte Tagung des Se­
m inars für freiheitliche O rdnung - S c h u lr e ch t s d is k u s s io n  - I n  M e- 
m oriam  H ans Bernoulli

Folge 12: Friedrich Schiller —  Zu seinem  200. G eburtstag - D ie  P r o b lem a tik  
d e s g e g e n w ä r t ig e n  S c h u l- u n d  E r z ie h u n g sw e s e n s - B ild u n g sp la n  
o d e r  f r e ie  E r z ie h u n g ?  -  D ie  S c h u lr e c h t s d is k u s s io n  

Folge 1 3 : D ie G rundfragen der abendländischen Philosophie bei A ristoteles - 
F r e ih e it d e r E r z ie h u n g , F r e ih e it d e r K u ltu r - W as ist die äußere 
Freiheit des M enschen und  w ie verwirklicht m an sie? - D em okratie 
und W irtschaftsordnung

Folge 14: G ru n d g e s e tz u n d  S c h u le - S c h u lp f l ic h t - D a s E lte rn r e c h t u n d  d ie  
(vergriffen) F r e ih e it d e r  L eh r e  -  D ie  S c h u lr e ch t s d is k u s s io n

*

Folge 4:
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Folge 15: Staat —  W irtschaft —  Erziehung; D as W esen des {Staates / D ie 
U rform en der W irtschaft / D as Ziel der Erziehung  

Folge 16: G edanken zum  Tag der deutschen Einheit 1960 • D em okratie und  
Sozialversicherung - D as Trinitätsgesetz im Lichte von G oethes 
M ärchen von der grünen Schlange und der schönen Lilie - Zum  
75. G eburtstag von Prof. D r. A lexander Rüstow , H eidelberg - 
G edanken aus Ö sterreich - D ie Schulrechtsdiskussion  

Folge 17: D as System program m  des deutschen Idealism us (Friedrich W ilhelm  
Joseph Schelling, Frühjahr 1796) - D ie Freiheitsfrage, an die Leser 
der „Fragen der Freiheit" - G oethes K unstanschauung - Schul­
rechtsdiskussion - N eue Schulgesetzentw ürle in H essen  

Folge 18/19: Stirner - D ie Idee des A bendlandes; vom H ellenentum zum  
G oetheanism us - Sozialism us - Schulrechtsdiskussion  

Folge 20: Individualität und Sozialerkenntnis. Zum 100. G eburtstag Rudolf 
Steiners —  Rudolf Steiner und die G egenwart —  D er G oetheanis­
m us als Schlüssel zum  V erständnis der sozialen Frage —  D as G e­
setz von  Polarität und  Steigerung, angew andt in  der G em einschafts­
kunde.

Folge 21: D er 6. M ärz 1961, G edanken zur A ufwertungsdebatte —  U ber die 
G oetheanistische Erkenntnism ethode —  In m em oriam A lexander 
M eier-Lenoir —  Elternrecht und staatliche Subventionierung der 
Erziehung an freien Schulen —  D er funktionsfähige soziale O rga­
nism us. — D as G esetz von Polarität und Steigerung,, angew andt 
in der G em einschaftskunde. D ie W irtschaft.

Folge 22: M erits and pitfalls in „Foreign aid", V or- und N achteile der Ent­
w icklungshilfe —  D er M ensch im Lichte der G oetheanistischen  
Erkenntnism ethode — Zur Finanzierung freier Schulen — D er 
funktionsfähige soziale O rganism us —  D as G esetz von Polarität 
und Steigerung, angew andt in der G em einschaftskunde. D as G eld.

Beim  Sam m elbezug aller bis jetzt erschienenen Folgen „Fragen der Freiheit" 
w ird der D ruckkostenpreis pro H eft auf 1,70 D M  erm äßigt.

HSESlESILSCid;: , __________

r

D ruckkostenbeitrag: Zw ecks V ereinfachung der Buchhaltungsarbeit w erden  
die  Leser von „Fragen der Freiheit" gebeten, w enn m öglich, den  D ruckkosten- - 
beitrag  jew eils für m ehrere Folgen zu überw eisen. Besten  D ank!

'Privater M anuskriptdruck, herausgegeben vom Seminar für freiheitliche O rdnung, 
Sitz H eidenheim /Brenz, durch D r. Lothar V ogel, U lm , Röm erstr. 97.

— Bezug; .Fragen  der Freiheit*, Bad K reuznach, M annheim er Straße 60. —  
Postscheck: H . K Ifngert, Ludw igshafen/Rh., N r. 530 73. —  D rudekostenbeitrag 2,—  

N achdruck, auch auszugsw eise, nur m it G enehm igung des H erausgebers. 
D ruck; V oerdcel & Co., W uppertal. .

D M
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Beiträge zur Situation der  

m enschlichen G esellschaft

H erausgegeben von Friedrich Salzm ann

A ufsätze von O tto Lautenbadi f; Friedrich Salzm ann; W erner Schm id; 

Fritz Schwarz; D iether V ogel; H einz-H artm ut V ogel; Lothar V ogel;

Ernst W inkler.

^Der M ensch in der G esellschaft: das ist der M ensch, hineingestellt'in die 

Spannung zw ischen Zw ang und Freiheit. D as uralte Problem , w o der Frei­

heitsraum des Individuum s aufhört und die U nterordnung' unter das K ol­

lektiv beginnt, auf neue A rt, von acht verschiedenen A utoren und in aktu­

eller Sicht behandelt: das ist das A nliegen dieses Buches. D ie G egenw art 

krankt daran, daß die entscheidenden Fragen nicht m ehr gestellt w erden. 

H ier w erden sie gestellt. D ie ehrliche A ntwort des A rztes, des Politikers," 

des Pädagogen, des Schriftstellers und  Philosophen liegt vor. A us zahlreichen 

D iskussionen  hervorgegangen, ein team work geistig selbständiger Persönlich­

keiten  —  fast eine „W issenschaft der Freiheit“, w ie sie verantw ortet w erden  

kann und w ie die W ürde des M enschen sie fordert.

A us dem  Inhalt:

Freiheitsbew ußtsein und V erfassung

D irekte D em okratie

K risis der D em okratie

Begrenzung der W irksam keit des Staates

Bildung und Erziehungsm onopol

Freiheit der Erziehung

A usblick auf eine W issenschaft der Freiheit

D ie Freiheit und W ürde des M enschen

Ein M anifest der Freiheit und sozialen G erechtigkeit

Zur G eschichte der sozialen Freiheitsbew egung . 8 ,90 D M .

Zu beziehen durch: Spedition „Fragen der Freiheit“, Bad K reuznach, 

M annheim er Straße 60. • ' . .
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